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Liebe Leserinnen und Leser,

mit den besten Wünschen für ein gutes neues Jahr begrüße
ich Sie dieses Mal zur Lektüre unserer neuen Ausgabe von
„Gymnasium in Niedersachsen“. Nun ist es schon wieder
 einige Wochen her, dass der Philologenverband Niedersach-
sen in Goslar zum großen Delegiertentreffen eingeladen
hatte – und (fast) alle, die in Niedersachsen die Schulpolitik
mitgestalten, waren da. 

Traditionell beschäftigt sich diese Ausgabe schwerpunkt-
mäßig mit der Vertreterversammlung. Die maßgeblichen
Ansprachen der öffentlichen Veranstaltung werden komplett
im Originalwortlaut (Verbandsvorsitzender Audritz) bzw. –
weil aufgrund des schieren Umfangs nicht anders möglich 
– komprimiert (Kultusminister Tonne) wiedergegeben. Dazu
finden Sie in diesem Heft die wichtigsten richtungsweisenden
Beschlüsse des Vertretertags wie zum Beispiel das Positions-
papier zu Lehrerbildung. Für unsere Mitglieder dürfte auch
der neue Geschäftsführende Vorstand interessant sein, in dem
sich einige neue Gesichter finden. Und die aus ebendiesem
Gremium ausgeschiedenen Mitstreiter – sowie weitere geehr-
te langjährige Aktive unseres Verbandes – werden ausführlich
gewürdigt. 

Weitere Themen, die auch in Goslar eine Rolle gespielt haben,
finden Sie unter den Rubriken „Schul- und Bildungspolitik“
und „Aus der Arbeit der Stufenpersonalräte“. Aber nicht nur
der Philologentag und die aktuelle schulpolitische Situation
spielen eine Rolle in dieser Ausgabe. Auch aus den Schulen
gibt es wieder Interessantes zu berichten. Nicht zu vergessen
sind auch unsere regelmäßigen Rubriken „Aus der Recht -
sprechung“ und „Literatur“ – in letzterer finden Sie womög-
lich spannende Bücher für lange Winterabende.

Kommen wir aber noch einmal zurück zum „neuen Jahr“
2019. Denn leider ist aus aktuellem Anlass wieder das
„Unwort des Jahres“ 2018 (Horst Audritz in seiner Rede auf
der VV) in aller Munde: Abordnungen. Man mag es kaum
glauben, aber tatsächlich geht der „Wanderzirkus“ (Zitat
Minister Tonne von Anfang 2018) unvermindert weiter. Ja, es
wird sogar noch mehr gewandert bzw. abgeordnet denn je
zuvor. Denn neben den bestehenden Abordnungen (wenn ich
dieses Wort inzwischen nur höre oder lese, bekomme ich
bereits schlechte Laune, aber einen passenderen „neutralen“
Begriff gibt es leider nicht…), die ja zu einem nicht unerheb -
lichen Teil weitergeführt werden, kommen nun noch zahl -
reiche neue dazu, und dieses Mal oft gleich in einem zeit -
lichen Umfang von 1,5 Jahren. Wie lange soll das noch so
 weitergehen? Fällt der Landesregierung denn wirklich gar

nichts anderes ein als das unselige
Hin- und Hergehetze von einer
 Schule zur anderen, um den Unter-
richtsfehl zu beseitigen? Wie lange
halten Schulen, Schüler und Lehr -
kräfte noch durch – bzw. wie lange
lassen sich die Beteiligten das
 „Schulform-Hopping“ noch weit -
gehend genügsam gefallen?

Diese Fragen drängen sich geradezu
zwangsläufig auf, wenn man auf die neuen Abordnungsver-
fügungen schaut. Die wichtigste Frage aber ist: Wie lange
können die Gymnasien noch weitere „Abgänge“ verkraften?
Zwar ist das Gymnasium immer noch die statistisch am
besten versorgte Schulform, aber auch hier tun sich inzwi-
schen gewaltige Lücken auf, fallen AG- und Zusatzangebote
aus, wird inzwischen sogar der Regelunterricht gekürzt bzw.
ganz gestrichen. Denn die Fachlehrer stopfen ja an anderer
Stelle die Lücken, meist an Schulen und Schulformen, an
denen sie als „Laiendarsteller“ tätig sind, da sie für die spezifi-
schen schulformbezogenen Belange der Abordnungsschule
gar nicht ausgebildet sind. Inzwischen dürften jedenfalls
auch die Gymnasien flächendeckend unter 100 Prozent ver-
sorgt sein. Wenn man dies allerdings zum Beispiel mit Berufs-
bildenden Schulen vergleicht, die seit Jahren beinahe landes-
weit bei 90 Prozent „herumkrebsen“, oder anderen erheblich
unterversorgten Schulformen – dann bleibt eigentlich nur die
Frage, wann das ganze System in sich zusammenbricht. 

So wie jetzt geht es jedenfalls nicht mehr lange weiter. Denn
die Abgeordneten verzweifeln nicht selten angesichts zusätz-
licher Belastungen und Stressfaktoren, die mit der Reiserei
und unbekannter Herausforderungen an fremden Schulen
verbunden sind. Die „Dagebliebenen“ müssen Löcher stopfen,
zusätzliche Aufsichten wahrnehmen usw. Nie zuvor hatte ich
vor Weihnachtsferien so sehr den Eindruck, dass fast alle Kol-
legen „platt“ und „urlaubsreif“ sind, wie in diesem Schuljahr.
Woher kommt das wohl…? Die Tatsache, dass es bei der neuen
Abordnungswelle zahlreiche Widersprüche gibt und einige
Schulleiter versuchen, Lehrkräfte, die kurz vor der Pensionie-
rung stehen, gegen ihren Willen und trotz zum Teil erhebli-
cher gesundheitlicher Probleme noch einmal „raus in die
Fremde“ zu schicken, sollte jedenfalls nicht nur uns zu denken
geben.

Hoffen wir, dass es im weiteren Verlauf des Jahres besser wird
als jetzt, zu Beginn, wo wir wieder mit dem Unwort des Jah-
res und seinen Folgen beschäftigt sind.
                                                                                    Cord Wilhelm Kiel

Editorial
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Schwerpunktthema: 
Philologentag 2018

Großer Erfolg des Philologenverbands: 
Korrekturtage kommen – Abituraustausch gestrichen
Der Philologentag 2018 in der Rückschau
Von Cord Wilhelm Kiel und Helga Olejnik

Seit Jahren kämpft der Philologenverband Niedersachsen
um Korrekturtage im Abitur, seit Jahren auch gegen den
zusätzlichen Arbeitsaufwand beim Abituraustausch zwi-
schen den Schulen. Unser steter Einsatz hat sich gelohnt:
Wie Kultusminister Tonne in seiner Rede in der Eröffnungs-
veranstaltung des Philologentages vor über 300 Delegierten
und zahlreichen Gästen zusagte, wird es – wie wir es ge -
fordert hatten – schon im Abitur 2019 nach einem Staffel -
modell Korrekturtage geben, und ebenfalls bereits 2019 wird
es keinen Abituraustausch mehr zwischen Schulen geben. 

Weitere Maßnahmen sind angekündigt, werden aber noch
spezifiziert: die Streichung von Dokumentationspflichten,
die Streichung von Vergleichsarbeiten, die Bereitstellung von
Musterkonzepten und manches mehr, was seitens unseres
Verbandes immer wieder gefordert worden war. Dies ist ins-
gesamt ein großer Erfolg unseres Einsatzes!

Die Zusagen aus dem Kultusministerium erfolgten unmittel-
bar nach dem Auftritt des Kultusministers Grant Hendrik

Tonne (SPD) beim Philologentag. Dessen Delegierte hatten
geschlossen gefordert, den Stillstand in der niedersächsi-
schen Bildungspolitik zu beenden und Lehrkräften wie Gym-
nasien gebührend den Rücken zu stärken. Starke Gymnasien
seien für den leistungsfähigen Schul- und Bildungsstandort
Niedersachsen unabdingbar.

Forderung nach rechtskonformer Arbeitszeit
Aus Sicht der über 300 Delegierten aus den niedersächsischen
Gymnasien, Gesamtschulen und Studienseminaren sei es
überfällig, dass das Land seine Fürsorgepflicht für die nieder-
sächsischen Lehrerinnen und Lehrer wahrnehme und insge-
samt seiner Verpflichtung und Verantwortung, für eine
rechtskonforme Arbeitszeit der Lehrer zu sorgen, nachkom-
me. Es sei zwingend, zunächst die Gymnasiallehrer als dieje-
nige Lehrergruppe vorrangig zu entlasten, die ausweislich
aller bisherigen Arbeitszeituntersuchungen die höchste
Arbeitszeit hat. Dies müsse durch eine umgehende Senkung
der Pflichtstundenzahl sowie durch ausreichende Zuweisung
von Anrechnungsstunden an Teilzeitkräfte, Lehrkräfte in
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Gefragte Gesprächspartner bei Presse, Rundfunk und Fernsehen: Der Kultusminister und der Vorsitzende des Philologenverbands, kurz vor
Beginn der Vertreterversammlung 2018
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Oberstufen- und Abiturkursen, Funktionsinhaber und Koor-
dinatoren dringend umgesetzt werden. In diesem Zusam-
menhang forderte die Vertreterversammlung unter anderem
auch die Wiedereinführung der bereits im rot-schwarzen
Koalitionsvertrag zugesagten Altersermäßigung.

Die seit langem bestehende unzureichende Beförderungs -
situation sowie die mangelnden Möglichkeiten des beruf -
lichen Fortkommens haben zunehmende Auswirkungen auf
die Amtsinhaber und erschweren zudem die Gewinnung
neuer Lehrkräfte insbesondere auch im Vergleich zu anderen
Bundesländern. Der Vertretertag stellte heraus, dass Verbes-
serungen der Arbeitsbedingungen eine Frage der Wertschät-
zung sowie dringend erforderlich seien, wenn der Lehrer -
beruf gegenüber der Wirtschaft wieder konkurrenzfähig
werden und junge Menschen für diesen Beruf gewonnen
werden sollen.

Die Vertreterversammlung lehnte den kürzlich in Kraft
getretenen Erlass zur beruflichen Orientierung als in mehr-
facher Hinsicht verfehlt ab, ohne dabei die grundsätzliche
Bedeutung der Berufsorientierung auch für das Gymnasium
in Frage zu stellen. Diese müsse sich jedoch nach dem Bil-
dungsauftrag der jeweiligen Schulform richten und dürfe
nicht zu Lasten des Fachunterrichtes gehen. Mit einem
Grundsatzpapier rückte der Philologenverband die gym -
nasiale Lehrerausbildung in den Fokus, in dem eine Neuaus-
richtung der Ausbildung der Referendare gefordert wird, um
den gestiegen Anforderungen Rechnung zu tragen und die
Unterrichtsqualität langfristig zu sichern. Niedersachsen
müsse finanziell und personell massiv in die Ausbildung
angehender Gymnasiallehrkräfte investieren, damit in den
Studienseminaren kontinuierlich und vorausschauend aus-
reichende Kapazitäten geschaffen werden können. 

Audritz: Wir erwarten grundlegenden Kurswechsel in
der Bildungspolitik
Bereits auf der Eröffnungsveranstaltung wurde deutlich, 
wo die zentralen Probleme der aktuellen Schulpolitik liegen.
Der Verbandsvorsitzende Horst Audritz spielte in seiner
Ansprache auf das Motto des Philologentages an (Arbeits -
bedingungen verbessern – Bildung sichern – Gymnasien
stärken), denn „es spiegelt unsere Erwartungen an die Politik
kurz und prägnant wider: Wir erwarten einen grundlegen-
den Kurswechsel in der Bildungspolitik – eine Politik, die Pro-
bleme löst und keine neuen schafft“. Zwar sei der Umgang
zwischen Ministerium und Verband seit dem Wechsel im MK
„erheblich besser geworden“, die Probleme aber seien ge -
blieben, die erhofften Kurskorrekturen nicht erfolgt. „Dem
Trend zur Gefälligkeits- und Erleichterungspädagogik ent -
gegensteuern“ – das sei, so Audritz, das Gebot der Stunde.
Das Abitur müsse Leistungsansprüchen genügen, die zu
einem erfolgreichen Studium führen. Die „Tendenz, Schule
immer mehr von ihren Kernaufgaben Unterricht und Er -
ziehung abzubringen, wird durch das weitere Beispiel des
neuen Erlasses zur Berufsorientierung belegt“. Auch hier
müsse dringend gegengesteuert werden. 

Auf das Unwort des Jahres kam Audritz auch zu sprechen:
„Reformen in den Schulen kosten Lehrerstunden. Doch wenn
es dann nicht mehr genug Lehrer gibt? Dann gibt es wieder
nur Versetzungen und Abordnungen.“ Der Begriff „Abord-
nungen“ sei daher für Gymnasiallehrer zum Unwort des

 Jahres geworden. Demzufolge sei es schockierend, dass es
keine seriöse Personalplanung für die Unterrichtsversorgung
gebe. Und angesichts der weitaus höchsten Arbeitszeit
müsse vorrangig die Arbeitszeit der Gymnasiallehrer gesenkt
werden, es angemessene Anrechnungsstunden geben.
Audritz: „Ist es nicht beschämend, dass wir erst die Gerichte
anrufen müssen, um zu unserem Recht zu kommen? Herr
Minister, nehmen Sie Ihre Fürsorgepflicht wahr!“ Der voll-
ständige Redetext ist in dieser Zeitschrift gleich als nächster
Beitrag abgedruckt.

Minister Tonne: „Keine Lust darauf, die Situation
schönzureden“
Kultusminister Grant Hendrik Tonne dankte dem Verband
„für einen regelmäßigen, offenen und konstruktiven Aus-
tausch“. Er habe „keine Lust darauf, die Situation schönzu -
reden“ oder den Delegierten ein Wolkenkuckucksheim“ zu
versprechen. Mit Sorge nehme er beim Blick auf die Grund -
lagen der Arbeit der Lehrkräfte den Begriff „Neutralitätsge-
bot“ wahr, der die Diskussion der letzten Wochen geprägt
habe. „Meinungsfreiheit gilt in Schule, wir werden nicht
zulassen, dass dies eingeschränkt wird. Demokratiebildung
ist notwendig!“ unterstrich der Minister im Blick auf das
neue „Meldeportal“ für Lehrerinnen und Lehrer, das die AfD
ein gerichtet hat. Beschwerdemanagement müsse von einer
Vertrauenskultur geprägt sein.

Seine fast neunzigminütige (!) Grundsatzrede zentriere sich
auf „drei Bausteine, die wir miteinander zu besprechen
haben: Besoldung, Entlastung, Arbeitszeitverordnung“, so
der Minister. Es gehe darum, die Belastung der Lehrkräfte
abzusenken, es müsse aber auch darum gehen, Entlastun-
gen im Arbeitsalltag wahrnehmbar zu machen. Zu seiner
„Streichliste“ der nicht notwendigen Belastungen gehören
zum Beispiel Dokumentationspflichten („Lehrkräfte brau-
chen zu viel Zeit für administrative Aufgaben, der Mehrwert
mancher Dokumentationsaufgaben ist zweifelhaft“). Es
 stelle sich auch die Frage, „welchen qualitativen Mehrwert
Vergleichsarbeiten haben“, so der Minister. Grant Hendrik
Tonne weiter: „Auch bei Papieren und Konzepten ist es nicht
notwendig, das Rad immer neu zu erfinden.“ Daher solle es
im nächsten Jahr Musterpapiere geben, um hier Schulen
Erleichterungen zu geben. „Im Ziel moderner Arbeitsplatz
Schule und besserer Arbeitsbedingungen sind wir uns
einig“, bekräftigte Tonne, der im weiteren Verlauf seiner
Rede unter anderem auch auf die Aspekte Unterrichtsver -
sorgung und Einstellung („es gab 2018 eine gute Entwick-
lung, aber keine ausreichende Entwicklung“) und Strukturen
(„wir wollen keine vom Land angetriebene Schulformdebat-
te – die Angebote sollen von den Kommunen vor Ort gestal-
tet und vorgehalten worden“) einging. 

Auf die von anderen Verbänden gebetsmühlenartig vorge-
brachte Forderung nach A13 für alle ging der Minister nur
indirekt ein – „beim Philologenverband müssen wir dann
von A14 sprechen“. Insgesamt war seine Rede ein sehr aus-
führlicher Rundumschlag der aktuellen Bildungspolitik der
Landesregierung, der passagenweise auch mit Applaus be -
lohnt wurde. Das zumindest ist etwas, das es bei Auftritten
eines Ministers oder einer Ministerin in Goslar schon lange
nicht mehr gegeben hat. Grant Hendrik Tonne beging nicht
die Fehler seiner Vorgänger, entweder nicht zum Thema zu
sprechen bzw. sich hinter abstrakten Zahlen zu verstecken
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(Heiligenstadt) oder von oben herab die Delegierten eines
Besseren belehren zu wollen (Althusmann). Die Rede des
Ministers ist als Synthese der zentralen Aussagen in dieser
Ausgabe abgedruckt. Man wird im Gespräch bleiben. Tonne:
„Ich freue mich auf die weitere gemeinsame Gestaltung nie-
dersächsischer Bildungspolitik.“ Verbandschef Horst Audritz
bedankte sich beim Minister für den vertieften Dialog und
unterstrich die Bedeutung einer Kultur des positiven Strei-
tens für eine Verbesserung für Schüler und Lehrkräfte. Ver-
trauensbildende Maßnahmen seien angesichts der Schulpo-
litik der letzten Jahre sehr wichtig – „haben Sie Vertrauen in
die Kompetenz der Lehrkräfte, geben Sie uns die Freiräume
für den Unterricht.“ Die ersten Schritte sind gemacht – siehe
oben – aber weitere werden folgen müssen.

OB Dr. Junk: Philologentag und Goslar gehören
zusammen
Ein „Schmankerl“ war wieder einmal die kurze Grußansprache
des Goslarer Oberbürgermeisters Dr. Oliver Junk. Er freue sich
auf die „Premiere für den Minister“, auf seine „Feuertaufe im
bildungspolitischen Haifischbecken“. Kultusminister Tonne sei
qualifiziert für sein Amt, denn „außer, dass er einmal selbst an
der Schule war“, habe er den Berufswunsch gehabt, Lehrer zu
werden. Dass nichts daraus geworden sei, liege darin begrün-
det, weil Tonnes Mutter selbst Lehrerin sei und er „was Ver-
nünftiges machen sollte“. Junk weiter: „Sie sind Volljurist wie
ich, damit haben Sie die beste Qualifikation!“

Dr. Junk weiter: „Ich habe in den Vorjahren stets bemängelt,
dass unsere Bildungspolitik in Niedersachsen so viel Luft
nach oben hat, weil sie zum einen ideologisch geprägt war
und aufgrund der Landeshoheit sich richtig ausleben konn-
te. So hat die rot-grüne Landesregierung aus ideologischen
Gründen die Förderschulen platt gemacht.“ Diese – auch
vom PhVN stets kritisierte – Tatsache werfe die Frage auf,
warum so viele Kinder nun an privaten Förderschulen unter-

gebracht würden. „Inklusion braucht Zeit und gesellschaft -
liche Anerkennung – es erfordert dabei, zuerst auch einmal
die Förderschulen zu erhalten“, folgerte der Goslarer OB.
„Bildungspolitik ist dann gut, wenn wir nicht eine Zwei-
 Klassen-Gesellschaft aus staatlichen und privaten Schulen
entstehen lassen“, so seine Folgerung, denn „umso schlech-
ter die staatlichen Schulen werden, desto mehr Zulauf erhal-
ten die Privatschulen – und das ist eine große Gefahr.“

Der Oberbürgermeister betonte erneut, wie wichtig der
Stadt und ihm der Philologentag ist. „Philologentag und
Goslar gehören zusammen wie Blitz und Donner, Pech und
Schwefel, wie Werder und Bremen“, so das leidenschaftliche
Bekenntnis des Stadtoberhaupts. 

Vorstand neu gewählt
Neben der Sacharbeit wählte die Vertreterversammlung 
den Geschäftsführenden Vorstand turnusgemäß neu. Der
Vorsitzende des Philologenverbandes Niedersachsen, Horst
Audritz, wurde von den Delegierten des Philologentages für
weitere drei Jahre wiedergewählt. Er erreichte für seine vier-
te Amtsperiode mit 96,3 Prozent der abgegebenen Stimmen
ein hervorragendes Wahlergebnis. Ebenfalls wiedergewählt
wurden der stellvertretende Vorsitzende Wolfgang Ehlers
aus Stade und die Schatzmeisterin Helga Olejnik aus Nort-
heim. Als Beisitzer neu in den Vorstand gewählt wurden
Ann-Christin Malorny aus Hannover und Dr. Christoph Rab-
bow aus Stade. Auf eigenen Wunsch schieden Dr. Oliver
Beckmann (Osnabrück) und Bernhard Koppius (Uelzen) aus
dem Vorstand aus. In ihren Ämtern als Beisitzer wiederge-
wählt wurden Dr. Christine Bendrath (Lüneburg), Cord Wil-
helm Kiel (Hameln), Henning Kratsch (Großenkneten) und
Astrid Thielecke (Duderstadt). Der neue GV sowie die Ver -
abschiedeten und Geehrten werden in dieser Ausgabe noch
genauer vorgestellt. 

Philologen
tag 2018

Der neue Geschäftsführende Vorstand - jeweils von links: Henning Kratsch, Dr. Christine Bendrath, Cord Wilhelm Kiel (vordere Reihe), Astrid Thielecke,
Wolfgang Ehlers, Helga Olejnik, Dr. Christoph Rabbow (mittlere Reihe), Ann-Christin Malorny, Horst Audritz und Peter Gewald (obere Reihe) 
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Herr Minister Tonne, meine Damen und Herren, liebe
 Kolleginnen und Kollegen,

wir schreiben das Jahr 1 der Großen Koalition in Niedersach-
sen. Die politische Konstellation hat sich grundlegend geän-
dert. Seit genau einem Jahr sind Sie, Herr Minister, im Amt
und verantwortlich für die Bildungspolitik, ein doppelter
Neubeginn also – aber wirklich ein Neubeginn?

In der Tat haben wir jetzt eine Koalitionsregierung aus SPD
und CDU, eine Koalition, von der wir erwarteten, den Kurs
der niedersächsischen Schul- und Bildungspolitik neu zu
justieren. Und so setzten wir wie viele andere 
■    auf eine bessere Bildung für unsere Schülerinnen und

Schüler,
■    auf eine deutlichere Profilierung der Schulformen,
■    auf eine bessere materielle und personelle Ausstattung

der Schulen,
■    auf verbesserte Arbeitsbedingungen,
■    und vor allem auf Arbeitszeitregelungen, wie sie für alle

Beamten gelten.

Das Motto unseres Philologentages spiegelt diese Erwartun-
gen und unsere Forderungen kurz und prägnant wider:
Arbeitsbedingungen verbessern – Bildung sichern – Gym -
nasien stärken. Ich erinnere an meine Worte auf dem Vertre-
tertag im letzten Jahr hier in Goslar: „Wir erwarten von der
neuen Landesregierung einen durchgreifenden Kurswechsel
in der Bildungspolitik und keine falschen Kompromisse. Es
muss Schluss sein mit einer Bildungspolitik, die keine Proble-
me löst, sondern ständig neue Probleme schafft.“ 

Jahr 1 der Großen Koalition in Niedersachsen:
 Verharren in der unzureichenden Mangelverwaltung
Doch wie sieht es nun nach einem Jahr aus? Eines können
wir mit Sicherheit feststellen: Der Umgang miteinander ist

anders geworden, freundlicher, offener, kommunikativer,
transparenter, ein Umgang, Herr Minister, den wir zu schät-
zen wissen, zumal er bisher nicht selbstverständlich war. 

Doch sonst hat sich aus unserer Sicht bisher noch nicht viel
verändert: Wir hören zwar allenthalben, das Bildungswesen
habe höchste Priorität, doch sichtbar wird das kaum, und
gemessen an dem Katalog, den ich vorgetragen habe, hat
sich so gut wie gar nichts verändert. Die Probleme sind
geblieben, die erhofften Kurskorrekturen sind nicht erfolgt
und spürbare Verbesserungen sind ausgeblieben, besonders
unsere Hoffnungen auf Verbesserungen der Arbeitsbedin-
gungen im gymnasialen Bereich. 

Dabei verkennen wir nicht, dass manche Rahmenbedingungen
nicht einfacher geworden sind. Dennoch müssen wir feststel-
len: Statt Aufbruch Stillstand, statt Mut zu Entscheidungen
ein Verharren in der unzureichenden Mangelverwaltung. 
Die Mängelliste ist lang, auch dort, wo es keine Mängel
geben dürfte:
■    es mangelt an umfassenden personellen Investitionen in

Schule und Bildung, an Investitionen in mehr und gut
ausgebildete Lehrkräfte,

■    es mangelt an der bestmöglichen individuellen Förde-
rung von Schülerinnen und Schülern nach dem Grundsatz
des Förderns und Forderns,

■    und es mangelt an der materiellen Ausstattung der
 Schulen – trotz üppiger Steuereinnahmen.

Dabei ist doch unumstritten: 
Bildungspolitik ist reale Zu kunftspolitik!

Bildungspolitik muss Priorität haben,
 Priorität im Interesse des Einzelnen wie

zum Nutzen unserer Gesellschaft!

Arbeitsbedingungen verbessern – Bildung sichern –
Gymnasien stärken
Rede des Vorsitzenden Horst Audritz

Die Auftaktrede des Verbandsvorsitzenden erhielt große Aufmerksamkeit
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Die Menschen haben das längst erkannt. Laut einer repräsen -
tativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Emnid
wollen 92 Prozent der Befragten, dass die Steuereinnahmen
vor allem den Schulen zugutekommen, und 88 Prozent mei-
nen, dass mehr Lehrer eingestellt und diese besser bezahlt
werden müssten. Das sind die nachhaltigsten Investitionen,
um die nächsten Generationen auf gesunde Füße zu stellen.

Visionen von einer Schule 2040 und die Realität 
des Jahres 2018
Doch derzeit scheint anderes wohl wichtiger zu sein. Sie
haben, Herr Minister, das Projekt „Bildung 2040“ ins Leben
gerufen, um, wie es heißt, gemeinsam mit allen Bildungsbe-
teiligten darüber nachzudenken, wie und was unsere Kinder
in ferner Zukunft lernen sollten. Einen „roten Faden“ für die
Bildungspolitik wollen Sie damit knüpfen, losgelöst von den
Zwängen der Gegenwart und von finanziellen Zwängen,
obwohl es gerade jetzt genug Probleme gibt, die vordring-
lich und tatkräftig gelöst werden müssen.

Wir sind, das spüren Sie, skeptisch, wenn es um einen Blick
in solch eine ferne Zukunft geht. Zwar stimmen wir zu, dass
wir auch über das Hier und Heute hinaus denken müssen ‒
doch das Projekt „Bildung 2040“ soll weit darüber hinaus -
gehen. Ich zitiere Sie, wenn Sie gestatten: „Wir suchen Visio -
näre, Weiterdenker und Querdenker. Gefragt sind alle, die in
unserem Land mit Bildung zu tun haben, die mitdenken und
mitgestalten wollen und die dabei auch den Mut haben,
 bisherige Muster zu durchbrechen!“ 

Das klingt eigentlich gut, denn wer fühlt sich als Pädagoge
nicht angesprochen, wenn es um die Zukunft der Bildung,
um die Zukunft unserer Kinder und unserer Schulen geht.
Doch viele, und nicht nur wir, fragen sich dessen ungeachtet,
ob diese vagen Zukunftsphantasien nicht auch den Zweck
haben, von den Problemen einer derzeit tristen schulpoliti-
schen Gegenwart abzulenken. Denn wie sieht die Realität
des Jahres 2018 aus? Wöchentlich fallen Tausende von Unter-
richtsstunden aus, die Zahl der Lehrkräfte, die heute an
unseren Schulen tätig sind, ist viel zu gering, um all die Auf-
gaben zu bewältigen, die ihnen auferlegt sind, und fast täg-
lich kommen durch neue Erlasse und Rechtsvorschriften wei-
tere bürokratische Aufgaben hinzu, wie das der neue Erlass
zur beruflichen Orientierung an allgemein bildenden Schulen
in geradezu erschreckender Weise dokumentiert. 

Wen wundert es da noch, dass der Unterricht, der im Zentrum
von Schule stehen müsste, immer mehr aus dem Fokus der
beruflichen Tätigkeit der Lehrkräfte rückt und die durch-
schnittliche Bildungsqualität sinkt – wie das beispielsweise
in der letzten IQB-Studie zu den Lernergebnissen der Viert-
klässler festgestellt wurde.

Ich unterstreiche: Die Lösung all dieser realen Probleme muss
Priorität haben und nicht etwa das, was vielleicht in 20 oder
30 Jahren sein könnte – oder auch nicht! Denn heute geht es
um die Bildungs- und Lebenschancen der jetzigen Schüler-
generation. Um diese jungen Menschen müssen wir uns
heute kümmern, ihnen hat unser Einsatz und unser Engage-
ment zu gelten!

Bildungspolitik darf sich nicht in Visionen verlieren, Bildungs -
politik hat konkrete Funktionen. Sie muss die individuelle

Förderung ebenso im Blick haben wie die Interessen und
Belange unseres Gemeinwesens. Realitätssinn statt Visionen,
das ist der pragmatische Leitsatz unseres Tuns. 

Das leistungsfähige Gymnasium: Unver-
zichtbare  Konstante unseres Bildungs -

wesens mit besonderem Bildungsauftrag

Das Gymnasium muss sich in diesem Sinne offen für Ver -
änderungen in seiner unterrichtlichen und erzieherischen
Arbeit zeigen, sich dabei aber stets an dem Bildungsauftrag
ausrichten, den das Schulgesetz ihm zuweist. Es muss sich
bewusst sein, dass es zu seinem unverwechselbaren Auftrag
gehört, seinen Schülerinnen und Schülern eine „breite und
vertiefte Allgemeinbildung“ zu vermitteln und ihnen in
einem wissenschaftspropädeutischen Unterricht allgemeine
Studierfähigkeit zu ermöglichen, Zielsetzungen, die den
besonderen Bildungsauftrag des Gymnasiums begründen
und ihn damit zu einer stabilen und unverzichtbaren Kon-
stante unseres Bildungswesens machen.

Diese Zielsetzungen werden jedoch zunehmend konter -
kariert. In keinem Bereich unserer Gesellschaft haben sich
ideologisch motivierte Reformen mit der darin oft intendier-
ten Entwicklung zu einer Erleichterungs- und Gefälligkeits -
pädagogik so schädlich und verhängnisvoll ausgewirkt wie
im Bildungswesen, wenn notwendige Leistungsanforderun-
gen herabgesetzt und junge Menschen aus der Selbstverant-
wortung für ihren Lernerfolg entlassen werden, mit der
Folge, dass es für sie vielfach zu Brüchen ihres Bildungsgan-
ges kommt und insgesamt zu einem schleichenden Verlust
von schulischer Qualität und Leistung. Starke Gymnasien ge -
hören unabdingbar zu einem leistungsfähigen Schulwesen.
Abstriche am gymnasialen Bildungsauftrag nach Sinn und
Geist des Schulgesetzes ‒ wie wir sie zunehmend  fest -
 stellen ‒ darf es nicht geben. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir uns aber auch, wie wir
diesem unheilvollen Trend zu einer Erleichterungs- und
Gefälligkeitspädagogik entgegensteuern können: Die Abi-
turquote steigt kontinuierlich an. Wir haben in Niedersach-
sen heute schon eine Studienberechtigtenquote von etwa 
55 Prozent, mehr als im Bundesdurchschnitt. Auf den ersten
Blick ein begrüßenswerter Sachverhalt. Doch bei genauer
Betrachtung kommen einem Zweifel. Denn hohe Abiturquo-
ten sind nur mit fortschreitender Senkung der Leistungsan-
sprüche zu erzielen. Es droht dann ein „Abitur light“, ein Abi-
tur ohne Verkehrswert, anders gesagt: Wenn alle Abitur
haben, hat keiner das Abitur. 

Dabei ist das Gymnasium immer noch die originäre und
gefragteste Schulform, die das Abitur vergibt, das Abitur als
allgemeine Hochschulreife, das Studierfähigkeit und eine
uneingeschränkte Studienfachwahl gewährleistet. Die mei-
sten Schülerinnen und Schüler schaffen auch das Abitur, oft
sogar mit glänzenden Noten. Doch wir müssen schon darauf
achten, dass das Abitur nicht zu einem einfachen Abschluss
der gymnasialen Schullaufbahn wird, sondern Leistungsan-
sprüchen genügt, die wirklich zu einem erfolgreichen Stu -
dium befähigen.

Wir haben erfolgreich für ein Abitur nach 13 Jahren gekämpft,
und wir begrüßen es sehr, dass Niedersachsen diesen Weg



gegangen ist. Aber unsere Erwartung, dass damit auch wie-
der ein Mehr an Bildung und eine Stärkung der Bildungs -
qualität einhergeht, hat sich in vielen Bereichen nicht erfüllt:
■    Die Zahl der Unterrichtsstunden in den MINT-Fächern ist

gegenüber dem früheren G9 verringert worden.
■    Es besteht keine Verpflichtung mehr, eine 2. Fremdsprache

in der Einführungsphase der Oberstufe (Klasse 11) zu be -
legen, wenn der Schulvorstand ein Wahlpflichtangebot
beschließt.

■    Erdkunde und teilweise die musisch-künstlerischen
Fächer werden in der Einführungsphase (Klasse 11) nur
einstündig unterrichtet – eine solche Einstündigkeit leh-
nen wir grundsätzlich ab.

■    Es wird eine Präsentationsprüfung im mündlichen Abitur
eingeführt, die zwei Wochen vor dem Prüfungstermin zu
Hause vorbereitet werden darf und damit insbesondere
auch Schüler aus bildungsferneren und sozial schwächeren
Elternhäusern benachteiligt.

■    Die Zahl der Klausuren in der Oberstufe ist reduziert wor-
den; es wird Kurse geben, in denen überhaupt keine Klau-
suren mehr geschrieben werden, sondern nur noch
mündliche Leistungen gefragt sind – und das, obwohl die
Hochschulen schon jetzt vor einem weiteren Verlust an
schriftlicher Ausdrucksfähigkeit warnen. 

■    Und auch die Fachhochschulreife wird jetzt unter erleich-
terten Bedingungen vergeben.

Mit einer derartigen Senkung der Bildungsqualität und Ver-
ringerung von Anforderungen nutzen wir die Potenziale
unserer Schülerinnen und Schüler nicht aus – damit tun wir
ihnen keinen Gefallen, und das kann auch nicht im wohlver-
standenen Interesse unserer Gesellschaft insgesamt liegen.
Hier brauchen wir dringend Kurskorrekturen! 

Fragwürdige Reformen haben die Schulqualität nicht
verbessert
Das niedersächsische Schulwesen hat in den letzten 20 Jah-
ren eine Fülle von Reformen über sich ergehen lassen müs-
sen, um – angeblich – die Qualität der Schulen zu verbessern.
Was zählte, waren messbare, ökonomisch verwertbare Kom-
petenzen, nicht eine vertiefte Allgemeinbildung und vernet-
zendes Fachwissen. Die Eigenverantwortliche Schule, neue
Lehrpläne oder wie wir heute sagen: „Kerncurricula“ ‒ denn
konkrete Vorgaben würden der Ideologie des selbstbe-
stimmten Lernens widersprechen ‒, die Verkürzung der
Schulzeit, die Schulinspektion, die Inklusion – um nur einige
Schwerpunkte zu nennen ‒ sollten zu mehr und besseren
Abschlüssen in allen Schulformen führen. All das natürlich
ohne zusätzliche Belastungen der Schülerinnen und Schüler.

Ob durch all diese Reformen wirklich eine Verbesserung der
schulischen Bildung eingetreten ist, muss aus Sicht der
Unterrichtserfahrung und neuerer wissenschaftlicher Unter-
suchungen bezweifelt werden. Nicht von ungefähr sind die
Orientierungsstufe und das G8 gescheitert. Wer in Quantitä-
ten denkt, erreicht mehr Abschlüsse und bessere Zensuren-
durchschnitte nur, wenn er Anforderungen senkt und nivel-
liert und die Differenzierung im Schulwesen zurückdrängt.
Selbstredend wurde die Schullaufbahnempfehlung abge-
schafft, werden Zensuren und die Wiederholung einer Klasse
wegen Leistungsschwächen grundsätzlich in Frage gestellt.
Mit anderen Worten: Ungleiches soll gleich behandelt wer-
den. Die Weichen dafür hat die rot-grüne Regierungskoali -

tion in ihrem Koalitionsvertrag 2013 gestellt. Und die Nach-
wehen spüren wir heute noch, da die Große Koalition fast
alles so weiterlaufen lässt. Vieles von dem, das ist absehbar,
wird bald keinen Bestand mehr haben.

Inklusion mit Augenmaß: Die Förderschulen müssen
erhalten bleiben
Zu den problematischsten Eingriffen in die Schulstruktur
gehört die uneingeschränkte inklusive Beschulung, die im
Endergebnis auf die Abschaffung der Förderschulen zielt.
Spätestens 2028 ist die Förderschule Lernen endgültig abge-
schafft. Eltern werden dann nicht mehr die Wahlfreiheit –
die sie derzeit noch haben und in großer Zahl nutzen – zwi-
schen einer Beschulung an einer inklusiven Schule oder in
einer Förderschule haben, ein folgenschwerer Eingriff in die
schulische Förderung von Kindern, die gezielte und einfühl-
same Betreuung am meisten benötigen.

Das zeigt sich auch daran, dass immer mehr Förderschulen
einen Zuwachs an Schülern melden, weil behinderte Kinder
aus den inklusiven Schulen an die Förderschulen zurückkeh-
ren. Sie haben die Erfahrung gemacht, dass sie an inklusiven
Schulen nicht besser gefördert werden, weil sich die Lehrkräf-
te – reguläre Lehrkräfte und stundenweise Sonderpädagogen
– nicht ausreichend um sie kümmern können. An Förderschu-
len dagegen bringt man ihnen mehr Verständnis entgegen,
sie lernen in kleinen Gruppen mit bester Ausstattung und
intensiver Betreuung durch speziell ausgebildete Lehrkräfte,
und sie fühlen sich in dieser Gemeinschaft besser aufgeho-
ben. Der zieldifferenzierende Unterricht dagegen stößt in den
großen Lerngruppen der inklusiven Schulen an Grenzen, trotz
des großen Einsatzes und guten Willens der Lehrer.

Und doch: Ab 2028 gibt es keine Förderschule „Lernen“ mehr,
unverständlicher Weise, setze ich hinzu. Denn eine hohe Inklu-
sionsquote sagt rein gar nichts über die sinnvolle und qualita-
tiv anspruchsvolle Beschulung von Schülern mit Behinderun-
gen aus. Vielmehr gilt: Inklusion darf kein Selbstzweck sein.

Inklusion hat in erster Linie der optimalen Förderung der
 Kinder zu dienen. Deshalb darf z.B. in Nordrhein-Westfalen der
inklusive Unterricht ab dem Schuljahr 2019/2020 nur ange -
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boten werden, wenn verbindliche Qualitätsstandards erfüllt
werden können. Dazu gehören ein sonder pädago gisches Kon-
zept, ausreichend sonderpädagogische Lehrkräfte und ein bar-
rierefreier Schulzugang. Die Anzahl von Schülern mit beson-
derem Förderbedarf wird auf maximal drei Schüler in einer
Eingangsklasse von 25 Schülern begrenzt. Und selbstverständ-
lich ist Voraussetzung für die Aufnahme von Inklusionsschülern
am Gymnasium, dass die Kinder das Abitur erreichen wollen
und können. Denn aus der Sicht der Gymnasien müssen wir
die berechtigte Frage stellen, ob manchem Kind mit einer
inklusiven Beschulung am Gymnasium wirklich gedient ist. 

Ich unterstreiche daher erneut: Der Philologenverband bejaht
die Zielsetzung der UN-Konvention, für Menschen mit Behin-
derungen eine volle und gleichberechtigte Teilhabe an allen
Menschenrechten und Grundfreiheiten zu gewährleisten.
Grundprinzip der Beschulung von Schülern mit Behinderun-
gen muss aber, so fordert es auch die UN-Konvention, das
Kindeswohl sein – und das kann für manche Schüler eine
inklusive Schule, für andere eine Förderschule sein. Zwischen
beiden Möglichkeiten gibt es kein Entweder/Oder, sondern
nur ein Sowohl/Als auch: Dies sichert die Wahlfreiheit der
Eltern, und dies nutzt dem einzelnen Schüler mit Behinde-
rung in seinen individuellen Bedürfnissen am besten.

Deshalb unterstreichen wir: Die Förderschulen müssen – im
wohlverstandenen Interesse der betroffenen Schülerinnen
und Schüler – erhalten bleiben.

Keine Ausweitung der Berufsorientierung am
 Gymnasium zu Lasten seines  Bildungsauftrages
gemäß Schulgesetz
Ich habe von unverständlichen und misslungenen Verände-
rungen in den Schulen gesprochen, und da habe ich ein wei-
teres Beispiel für die Tendenz, Schule immer mehr von ihren
Kernaufgaben Unterricht und Erziehung abzubringen: den
neuen Erlass „Berufliche Orientierung an allgemein bilden-
den Schulen“. 

Für uns ist eine angemessene Berufs- und Studienorientie-
rung am Gymnasium eine Selbstverständlichkeit, wie sie seit
vielen Jahren in den Gymnasien praktiziert und durchgeführt
wird. Doch der jetzt in Kraft gesetzte neue Erlass sieht eine

nur völlig überzogen zu nennende quantitative Ausweitung
berufsorientierender Maßnahmen vor, die an den Gymnasien
zwangsweise zu einer weiteren Reduzierung des Fachunter-
richts führt und somit zu Lasten einer breiten und vertieften
Allgemeinbildung sowie einer allgemeinen Studierfähigkeit
geht, auch in klarem Widerspruch zum Bildungsauftrag des
Gymnasiums gemäß Niedersächsischem Schulgesetz, ganz
abgesehen davon, dass damit eine Fülle neuer Aufgaben auf
die Schulen zukommt. Denn die Berufsorientierung soll am
Gymnasium bereits im 7. Schuljahrgang beginnen und es
 sollen mehr Schülerbetriebspraktika angeboten werden.

Insgesamt ist in diesem Erlass ein didaktisch und metho-
disch differenziertes Konzept der beruflichen Orientierung,
das diesen Namen verdient und das geeignet ist, den unter-
schiedlichen Aufgaben der einzelnen Schulformen gemäß
Niedersächsischem Schulgesetz hinreichend Rechnung zu
tragen, nicht erkennbar. Wir kritisieren besonders, dass das
wissenschaftlich umstrittene „Kompetenzfeststellungsver-
fahren“ an allen Schulformen verpflichtend eingeführt wird,
verbunden mit beträcht lichen zusätzlichen Belastungen für
Schüler und Lehrer. Hier stellt sich die Frage, wie sich ange-
sichts des fragwürdigen Nutzens der enorm gesteigerte
 personelle und finanzielle Aufwand auch nur ansatzweise
rechtfertigen lässt. 

Dieser neue Erlass wird das Land im doppelten Sinne des
Wortes teuer zu stehen kommen. Für die umfangreichen
zusätzlichen Aufgaben müssen Funktionsstellen geschaffen
und arbeitszeitrechtliche Regelungen, wie z. B. Anrechnungs-
stunden für die Lehrkräfte, getroffen werden, da ansonsten
angesichts der Überfülle neuer Aufgaben prozessuale Aus-
einandersetzungen zu erwarten sind. Mit anderen Worten:
Die Arbeitszeit steigt, der Fachunterricht wird verringert, die
Unterrichtsversorgung wird sich weiter verschlechtern. 

Angesichts der Fülle neuer Aufgaben und Belastungen durch
diesen Erlass fragen wir uns, Herr Minister: Wo bleibt Ihre
Zu sicherung, Sie wollten Bürokratie zugunsten von mehr
Zeit für Unterricht abbauen? Davon ist hier nichts zu spüren.
Wir wiederholen daher unsere Forderung: Dieser Erlass muss
auch aus inhaltlichen Gründen für die Gymnasien dringend
revidiert und differenziert werden!
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„Abordnungen“ – das Unwort des Jahres 
Ein weiteres höchst ärgerliches Feld sind die zunehmenden
Abordnungswellen von Gymnasien an andere Schulformen,
mit denen wir uns seit zwei Jahren zunehmend konfrontiert
sehen, obwohl auch an den Gymnasien Unterricht in
nennens wertem Umfang ausfällt. Die Gründe sind vielfältig,
und wie so oft hat man versäumt, beizeiten geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen. Zudem hatte man wohl auch nicht
bedacht, dass die zahlreichen Reformen im Schulbereich nur
mit einem Mehr an Personal zu realisieren sind. Ich denke
hier an die Einführung der Eigenverantwortlichen Schule,
den hektischen Ausbau des Ganztagsschulbetriebs und
 derzeit an die inklusive Beschulung, für die nicht nur das
unterrichtende Personal, sondern insbesondere auch, und
das wiegt noch schwerer, das betreuende Personal fehlt.

Reformen in den Schulen kosten Lehrerstunden, die dann für
den Unterricht fehlen. Doch wenn es dann nicht mehr genug
Lehrer gibt – so die Reaktion des Kultusministeriums ‒ dann
helfen nur Versetzungen oder Abordnungen zum Ausgleich
der Unterrichtsversorgung quer über die Schulformen hin-
weg. Dies mag man in der Theorie und rein statistisch so
sehen können – doch das besonders Ärgerliche an diesem
Verfahren ist, dass nicht kritisch geprüft wird, ob diese Maß-
nahmen in der Realität der Schulen tatsächlich dringend
erforderlich sind. Wir wissen aus Berichten aus den Schulen
und haben Sie darüber in Kenntnis gesetzt, Herr Minister,
dass gerade Gymnasiallehrer an den Grundschulen, aber
auch an Gesamtschulen oft gar nicht für den Unterricht
gebraucht, sondern für andere Aufgaben oder als zweite
Lehrkraft in einer Lerngruppe eingesetzt wurden. 

Das ist auch kein Wunder, denn an einer Grundschule kann der
planmäßige Unterricht statistisch bereits bei einer Unterrichts-
versorgung von 78 Prozent und einer IGS von 71 Prozent erteilt
werden, bei den Gymnasien jedoch erst bei 89 Prozent. Dabei
gelten 100 Prozent Unterrichtsversorgung besonders an den
Grundschulen als magischer und unumstößlicher Richtwert,
weil die verlässliche Grundschule gewährleistet sein müsse –
obwohl sie das in der Realität auch bereits unter 100 Prozent
ist. Ob an den Gymnasien Unterricht ausfällt, scheint vernach-
lässigbar – obwohl deren Schüler auf das Abitur vorbereitet
werden müssen. Kein Wunder, dass für Gymnasiallehrer das
Wort „Abordnung“ zum Unwort des Jahres geworden ist.

Eine gerechte Berechnung der Unterrichtsversorgung
ist überfällig
Nackte Prozentzahlen zur Unterrichtsversorgung sagen bei
den derzeitigen Berechnungsverfahren noch nichts darüber
aus, ob Unterricht stattfindet oder ob er ausfällt – und in
welcher Qualität er stattfindet. Wir müssen davon wegkom-
men, mit solchen Zahlen einen falschen Eindruck zu vermit-
teln. Milchmädchenrechnungen können wir dazu nicht
gebrauchen. Was wir vielmehr dringend brauchen, ist eine
ehrliche und zwischen den Schulformen vergleichbare
Berechnung der statistischen Unterrichtsversorgung. Unbe-
schadet aller Unterschiede zwischen Schulformen kann es
doch nicht angehen, dass der absolut gleiche Sachverhalt an
verschiedenen Schulformen zu unterschiedlicher Zuweisung
von Lehrerstunden führt und damit dann die Prozentzahlen
der Unterrichtsversorgung überhaupt nicht vergleichbar
sind – trotzdem aber aufgrund dieser Prozentzahlen Abord-
nungen vorgenommen werden. 

Wir wissen, dass auch das Kultusministerium Veränderungen
in der Berechnung der Unterrichtsversorgung anstrebt – ob
allerdings bisher nicht näher spezifizierte „neue Indikatoren“
für die Berechnung das Problem lösen können oder die reale
Situation noch stärker verschleiert wird, werden wir einer
genauen kritischen Betrachtung unterziehen. Für uns ist klar:
Vordringlich ist zunächst einmal, die deutlichen Ungerechtig-
keiten der Berechnung zwischen den Schulformen – und teil-
weise auch zwischen Schulen derselben Schulform ‒ zu be -
seitigen: nur so können auch Lehrerstellen gerecht zugewie-
sen werden, wie das dringend erforderlich ist.

Im Übrigen braucht es ein Bündel von Maßnahmen, um die
Unterrichtsversorgung kurzfristig zu verbessern. Manche Lehr-
kraft wäre gerne bereit, die Ausgleichsphase im Rahmen des
Arbeitszeitkontos zu unterbrechen oder sich die angesparten
Stunden auszahlen zu lassen, wenn endlich die Mehrarbeits-
vergütung angemessen auf Unterrichtsstunden umgerechnet
würde: Dass eine Lehrkraft für eine Unterrichtsstunde nur gut
4 Euro mehr erhält als ein Beamter für eine Zeitstunde, ist
schlicht ein Unding. Das muss dringend geändert werden.

Wir erwarten gerechte Arbeitszeitregelungen
Es ist erschreckend, dass es keine seriöse zukunftsorientierte
Personalplanung für die Schulen gibt. Nach wie vor bestimmt
der sog. „Schweinezyklus“, ob Lehrer vorhanden sind und
Unterricht erteilt werden kann. Abordnungen jedenfalls dür-
fen nicht zu einem langfristigen Planungsinstrument wer-
den. Wir brauchen mehr Lehrer! 

Die bekommt man aber nicht so schnell und vor allem nicht
zum Nulltarif, wenn man auf Qualitätsstandards achtet. Die
Arbeitszeit und die Arbeitsbedingungen, die Bezahlung und
die Aufstiegsmöglichkeiten müssen stimmen, sonst wenden
sich junge Menschen anderen Berufen zu und gehen in die
Wirtschaft, wo sie derzeit sehr gefragt sind, wie das beson-
ders im Gymnasialbereich zu befürchten ist.

Alle Arbeitszeitstudien haben ergeben, dass die Arbeitszeit
der Gymnasiallehrer erheblich über der gesetzlichen Arbeits-
zeit, der 40-Stunden-Woche, liegt. Das bestätigt auch die
Arbeitszeitkommission in ihrem Abschlussbericht, und sie
sieht zu Recht dringenden und konkreten Handlungsbedarf
zur Verringerung der Arbeitszeit der Lehrkräfte, für die eine
erhebliche Mehrarbeit, also eine erhebliche Überschreitung
der beamtenrechtlichen Soll-Arbeitszeit empirisch ermittelt
wurde. Danach arbeitet der Lehrer am Gymnasium wöchent-
lich 3 Stunden 5 Minuten, an der Grundschule 1 Stunde 20
Minuten und an der Gesamtschule 4 Minuten mehr als die
vorgeschriebenen 40 Stunden.

Aus dieser Feststellung ist die Folgerung zwingend, dass die
Arbeitszeit der Lehrergruppe mit der höchsten Mehrarbeit,
und das sind nachweislich die Gymnasiallehrer, vorrangig
gesenkt werden muss. Wir können daher in keiner Weise der
derzeitigen und einseitigen Empfehlung der Arbeitszeitkom-
mission, die Unterrichtsverpflichtung nur für Grundschullehr-
kräfte um eine Stunde zu senken und sonst nur individuelle
sog. „Entlastungen“ für besonders belastete Lehrkräfte vorzu-
sehen, folgen. Die Verantwortung dafür sollen die Eigenver-
antwortlichen Schulen bekommen, denen für die individuelle
Verteilung an einzelne Lehrkräfte zusätzliche Entlastungs-
stunden zugewiesen werden sollen. Schulleitung und Perso-
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nalrat sollen dann zusammen ein Konzept entwickeln – noch
ein Konzept –, wie die Stunden verteilt werden.

Die Arbeitszeitkommission kommt zu falschen
 Schlussfolgerungen
Das wird so nicht funktionieren. Nach den Berechnungen
der Arbeitszeitkommission leisten die vorhandenen Gym -
nasiallehrkräfte wöchentlich 76.000 Zeitstunden unbezahlte
Mehrarbeit über die 40-Stunden-Woche hinaus, das sind im
Jahr fast 3 Millionen Zeitstunden! Wie soll das schulintern
individuell ausgeglichen werden? Von den zahlreichen Flexi-
stunden, die viele Lehrkräfte und Schulen vor sich herschie-
ben, will ich hier gar nicht reden!

Wir erwarten eindeutige und klare Arbeitszeitregelungen, die
sich nach Art und Umfang an der in der aktuellen Arbeitszeit-
studie tatsächlich erhobenen und belegten Mehrarbeit aus-
richten müssen und nicht, wie die Kommission meint, primär
an „subjektiven“ Empfindungen ‒ denn das würde die beste-
hende Arbeitszeitungerechtigkeit nur noch weiter verstärken.

Die Arbeitszeitkommission hat für die Gymnasiallehrkräfte
die weitaus höchste Arbeitszeit durchschnittlich ermittelt,
und sie hat auch festgestellt, welche Lehrergruppen weit
überproportional belastet sind: Es sind die Teilzeitlehrkräfte,
es sind Funktionsinhaber und Schulleitungen, es sind ältere
Lehrkräfte, es sind die Lehrkräfte, die in der Oberstufe und
im Abitur eingesetzt sind. Aus diesen Befunden muss doch
die Politik endlich die richtigen Folgerungen ziehen. 

Wir fordern:
1.   Angesichts der weitaus höchsten Arbeitszeit muss vor-

rangig die Unterrichtsverpflichtung der Gymnasiallehrer
gesenkt werden.

2.  Teilzeitlehrkräfte müssen anteilige Anrechnungsstun-
den erhalten.

3.  Die Lehrkräfte in der Oberstufe und im Abitur müssen
pro Kurs oder auf Schülerbasis Anrechnungen erhalten,
so wie das in anderen Bundesländern richtigerweise
erfolgt.

4.  Alle Funktionsinhaber müssen mehr Anrechnungsstun-
den erhalten, auch die Schulleitungen, die Fachleiter
Fach berater und andere Funktionsinhaber.

5.  Auch Funktionsinhaber in A 14 müssen endlich Anrech-
nungsstunden erhalten.

6.  Für Koordinatoren ist eine wöchentliche Arbeitszeit von
über 47 Stunden ermittelt worden. Dem Vorschlag der
Kommission, die in den 90er Jahren erfolgte Kürzung der
Anrechnungsstunden von 7 auf 5 Stunden der damaligen
Regierung Gerhard Schröder endlich wieder rückgängig
zu machen, muss umgehend gefolgt werden.

7.  Der besonders hohen Arbeitszeit der älteren Lehrkräfte
ist durch die Wiederherstellung der früheren Alterser-
mäßigung Rechnung zu tragen – so wie es der Koali -
tionsvertrag von SPD und CDU vorsieht.

Herr Minister, wir appellieren an Sie:
■    Schieben Sie diese erforderlichen Entscheidungen nicht

vor sich her.
■    Lassen Sie sich bei Ihren Entscheidungen von der eindeu-

tig und objektiv gemessenen Höhe der Arbeitszeit der
Lehrkräfte leiten und schaffen Sie Arbeitszeitgerechtigkeit.

■    Sorgen Sie endlich für eine Arbeitszeit der Lehrkräfte, die

nicht nur rechtskonform ist, sondern auch die derzeit
bestehenden gesundheitlichen Belastungen durch Über-
schreitung der täglichen und wöchentlichen Höchstar-
beitszeiten und der fehlenden Ruhezeiten am Wochenen-
de berücksichtigt.

■    Wenn Sie dann noch für Entlastungen bei der Korrektur
des schriftlichen Abiturs durch Korrekturtage sorgen, wo
Korrekturzeiten neben der Erteilung des Unterrichts viel
zu knapp bemessen sind, dann wäre auch das ein aner-
kennenswerter Schritt in die richtige Richtung.

Wenn Rechtsnormen verletzt werden, müssen wir die
Gerichte anrufen
Wir sind keine Prozesshanseln, doch wenn politische Ent-
scheidungen ausbleiben und Rechtsnormen weiterhin ver-
letzt werden, wären wir geradezu genötigt, die uns verwehr-
te Gerechtigkeit auf dem Rechtsweg zu suchen, so wie wir
das 2015 getan haben, als das Land einseitig die Unterrichts-
verpflichtung der Gymnasiallehrer um eine Stunde ange -
hoben hatte und verurteilt wurde, diese Maßnahme zurück-
zunehmen, und wie wir das derzeit tun, um endlich auch für
Funktionsinhaber in A 14 die dringend erforderlichen
Anrechnungsstunden zu erhalten – die Gerichte werden
Anfang des nächsten Jahres entscheiden.

Aber ist es nicht beschämend, dass wir erst die Gerichte
anrufen müssen, um zu unserem Recht zu kommen? Herr
Minister, wir bitten Sie eindringlich und sehr herzlich:
■    Nehmen Sie Ihre Fürsorgepflicht wahr,
■    schaffen Sie gerechte und rechtskonforme Arbeitszeit -

regelungen für alle Lehrkräfte, auch ohne weitere
Gerichts urteile!

Wir wissen um die große Problematik, dass zunehmend aus-
geschriebene Stellen kaum mehr mit grundständig ausge-
bildeten Lehrkräften besetzt werden können, die ihr Lehr-
amtsstudium mit einem Staatsexamen oder einem Master-
abschluss abgeschlossen und ein Referendariat in der zwei-
ten Ausbildungsphase absolviert haben. Bundesweit fehlen
ausgebildete Lehrkräfte, und vielerorts kann der Unterricht
nur unter Rückgriff auf sogenannte „Quereinsteiger“ auf-
rechterhalten werden, deren Anteil in Niedersachsen derzeit
bei etwa 13 Prozent liegt.

Wir verkennen nicht die schwierige Situation bei der Gewin-
nung von Lehrkräften, die es auch notwendig macht, auf
Quereinsteiger zurückzugreifen. Das hat es als Ausnahmefall
in einzelnen Mangelfächern schon immer gegeben, aber
eben als Ausnahmefall. Was die Ausnahme war, darf aber
nicht zur Regel werden, wie es in einzelnen Bundesländern
schon der Fall ist. Das darf in Niedersachsen nicht passieren:
Wir wollen keinen Lehrer light. Denn eine hohe Unterrichts-
qualität braucht Lehrerprofessionalität, mit einem Wort: Es
braucht starke Lehrer, wie Sie das nennen!

Kürzlich wurde bekannt, dass 1000 Lehrkräfte Niedersachsen
den Rücken kehren wollen, kein Wunder denn die Arbeitsbe-
dingungen sind in anderen Bundesländern attraktiver. Des-
halb muss Niedersachsen entschieden mehr tun, um im Bil-
dungsbereich wettbewerbsfähig zu bleiben. Gute Qualität,
das ist eine Binsenweisheit, bekommt man nicht zum Null-
tarif. Qualifikationen und Arbeit müssen leistungsgerecht
honoriert werden. Dabei ist eine Nivellierung der Lehrämter
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nach Ausbildung, Einsatz und Besoldung das falsche Signal.
Es führt kein Weg daran vorbei, die Arbeitsbedingungen zu
verbessern und die Arbeitsbelastung der Lehrkräfte zu redu-
zieren sowie weitere, neue Belastungen zu vermeiden.

Wertschätzung schulischer Arbeit und
schulischer  Leistungen: bessere Arbeits-

bedingungen, ein starkes Schulwesen mit
starken Gymnasien

Der Lehrerberuf ist eigentlich ein schöner Beruf, aber es gibt
auch viele ungelöste Probleme und Ungerechtigkeiten, von
denen ich nur einige darstellen konnte. Wenn Sie, Herr
Minis ter, junge Menschen für diesen Beruf gewinnen und
für Schülerinnen und Schüler ein leistungsfähiges Schul -
wesen und anspruchsvolle Bildung sichern wollen, bedarf es
deshalb überzeugender und konkreter Maßnahmen:
1.   Wir brauchen eine wirkliche Wertschätzung der Arbeit

unserer Lehrerinnen und Lehrer, und das heißt: die Aner-
kennung ihrer Bedeutung für die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Entwicklung unseres Landes.

2.  Wir brauchen gleichermaßen eine Wertschätzung schuli-
scher Arbeit und schulischer Leistungen. Nivellierung und
Leistungsabbau, wir haben es gesagt, sind keine geeigne-

ten Mittel, den Herausforderungen in Gegenwart und
Zukunft erfolgreich und verantwortungsbewusst zu
begegnen.

3.  Und wir brauchen dringend bessere Arbeitsbedingungen,
eine höhere Besoldung und mehr Beförderungsstellen
sowie die 40-Stunden-Woche auch für Lehrer, damit wir die
Herausforderungen inhaltlich und zeitlich bewältigen und
unsere Schülerinnen und Schüler optimal fördern können.

Unser Motto „Arbeitsbedingungen verbessern – Bildung
sichern – Gymnasien stärken“ fasst diese Forderungen
zusammen und beschreibt programmatisch, dass bessere
Arbeitsbedingungen, ein starkes Schulwesen mit starken
Gymnasien und die Sicherung einer anspruchsvollen Bildung
für unsere Schülerinnen und Schüler untrennbar in einem
engen inneren Zusammenhang stehen.

Das Land muss in diesem Sinne seiner Aufsichts- und Für -
sorgepflicht nachkommen. Dafür braucht es keine Utopien
und Visionen, sondern entschlossenes Handeln und tatkräf-
tiges Zupacken. Wir, die Gymnasien und unser Verband, sind
bereit, in konstruktiver Mitarbeit zur Lösung der Probleme
beizutragen. 

Entlastungen für Gymnasiallehrkräfte durch
 Korrekturtage und Streichen des Abituraustauschs
Kultusminister Tonne zu Entlastung, Unterrichtsversorgung, Inklusion und Digitalisierung

Konkrete Entlastungsmaßnahmen für Lehrkräfte in der gym-
nasialen Oberstufe hat Niedersachsens Kultusminister Grant
Hendrik Tonne auf der Vertreterversammlung des Philolo-

genverbandes angekündigt. „Ich weiß, dass insbesondere die
zeitintensiven Abiturkorrekturen für die beteiligten Lehrkräf-
te eine große Herausforderung darstellen“, sagte Tonne in

Auf dem diesjährigen Vertretertag sprach der neue Kultusminister Grant Hendrik Tonne (SPD) zum ersten Mal zu den Delegier-
ten des Philologenverbands. Er war gebeten worden, eine „programmatische Grundsatzrede“ zu halten – was er dann auch
tat: Fast anderthalb Stunden sprach Tonne zur niedersächsischen Schul- und Bildungspolitik. Wir hatten eigentlich vor, den
Redetext im Original zu dokumentieren. Bei jedoch 59 (!) Seiten Originalmanuskript, das „vor Ort“ zudem in weiten Teilen
modifiziert und in freier Rede gehalten wurde, würde dies eine gesamte Ausgabe ausschließlich mit der Ministerrede bedeu-
ten. Wir haben daher die Pressestelle des Kultusministeriums um eine „Synthese“ der Redeinhalte gebeten, die wir im Folgen-
den unkommentiert und weitgehend unbearbeitet abdrucken. 



Goslar. „Um sicherzustellen, dass die Lehrkräfte diese Auf -
gabe in einem angemessenen Rahmen erfüllen können,
habe ich mich entschlossen, ein Staffelmodell mit Korrektur-
zeiten einzuführen und damit einen verlässlichen, einheit -
lichen Rahmen für Unterrichtsfreistellungen zu schaffen.
Diese  Korrekturtage sollen die Spitzenbelastungen während
der Prüfungsphase abfedern.“ Lehrkräfte mit Korrekturen im
schriftlichen Abitur können dann zukünftig von ihren Schul-
leitungen für die Korrekturtätigkeit freigestellt werden. Die
zu vertretenden Stunden können von den Lehrkräften, die
im Abiturjahrgang freigestellt werden und keine Abiturprü-
fungen haben, gegeben werden.

Zusätzlich kündigte Tonne an, den „Abituraustausch“ zwi-
schen den Schulen in der Abiturprüfung zu streichen. Tonne:
„Das ist eine Zusatzbelastung, die wir uns nicht leisten kön-
nen. Ich habe Vertrauen in die Prüfungskommissionen jeder
einzelnen Schule, so dass ein zusätzliches Kontrollgremium
redundant erscheint. Dieses zeitaufwändige und arbeitsin-
tensive Verfahren wollen wir schon zur kommenden Abitur-
prüfung 2019 aussetzen.“ Die beiden Maßnahmen seien
erste Schritte, um zu kurzfristigen Entlastungen im Arbeit-
salltag zu kommen. Weitere Maßnahmen würden derzeit im
Kultusministerium erarbeitet und zeitnah vorgelegt.

Es gehe um eine „Streichliste“ mit Vorschlägen, welche
Tätigkeiten den Schulen von den Schultern genommen wer-
den können. „Dabei geht es mir vor allem um unterrichtsfer-
ne Tätigkeiten und Dokumentationspflichten. Hierzu werden
wir dann auch schnelle Entscheidungen vornehmen. Diese
werden möglicherweise nicht jedem gefallen, weil das auch
bedeutet, Liebgewordenes zu streichen. Aber es ist klar, dass
wir in der aktuellen Lage auch an Schmerzgrenzen und darü-
ber hinausgehen müssen.“ Zudem liege bald ein Katalog von
Musterkonzepten für die Schulen vor. Aus den dort zusam-
mengestellten guten Beispielen aus der schulischen Praxis
sollen sich die Schulen bedienen können – eine Entlastung
bei der Entwicklung von Papieren und Konzepten. Tonne:
„Von beiden Maßnahmen – Streichen von Aufgaben und
bessere Unterstützung durch Musterkonzepte – versprechen
wir uns deutliche Arbeitserleichterungen für Lehrkräfte und
Schulleitungen.“

Die Maßnahmen aus dem Bereich Entlastungen seinen einge-
bettet in den Prozess der Landesregierung, für die Lehrkräfte
Verbesserungen an allen Stellen des Systems zu erreichen. Da -
her stehe auch die bisherige Besoldungsstruktur steht auf dem
Prüfstand und werde derzeit juristisch analysiert. Auch das
Thema Arbeitszeit bleibe auf der Agenda. Der Abschlussbe-
richt des Expertengremiums Arbeitszeitanalyse biete für den
weiteren Prozess eine gute Grundlage. Hieraus ergäben sich
klare Handlungsaufträge für politische Schlussfolgerungen. 

Kultusminister Tonne wandte sich in seiner Rede auf der Ver-
treterversammlung des Philologenverbandes gegen das so
genannte AfD-Meldeportal. Tonne: „Die Debatte hierüber
erfüllt mich mit Sorge. Mit einer bewussten Falschausle-
gung des Neu tralitätsgebots wird gezielt versucht, Unsicher-
heit bei den Lehrkräften zu schüren und offene Debatten in
unseren Schulen zu verhindern. Die Aussagen der Initiatoren
zum Neutralitätsgebot zeugen dabei von dramatischer
Ahnungslosigkeit oder sind von vorsätz licher Unwahrheit
geprägt. Das Neutralitätsgebot bedeutet nicht, dass sich

Lehrkräfte nicht politisch einlassen dürfen. Im Gegenteil ist
es Aufgabe von Schule und von Lehrkräften, über strittige
Themen zu informieren und zu diskutieren und unterschied-
liche Meinungen darzustellen.“ Es bleibe aber dabei, dass
Lehrkräfte den Bildungsauftrag zu erfüllen hätten und dass
dazu auch die Auseinandersetzung mit Rechtspopulismus
gehöre. „Wenn Gruppierungen Hass,  Rassismus und Hetze
verbreiten, unsere Gesellschaft spalten und die Grundwerte
der Demokratie in Frage stellen, dann muss das Thema in
den Schulen sein. Und die Lehrkräfte  lassen sich auch nicht
einschüchtern. Das habe ich bei vielen Veranstaltungen in
den letzten Wochen deutlich gespürt. Die Landesregierung
und ich als Dienstherr werden weiterhin hinter den Lehrkräf-
ten stehen und ihnen den Rücken bei ihrer Arbeit stärken“,
so Niedersachsens Kultusminister.

Allerdings trat der Kultusminister der Behauptung vom Bil-
dungsabbau am Gymnasium entgegen. Tonne verdeutlichte
dies beispielhaft mit Entscheidungen, die seit dem Beschluss
zur Rückkehr zum „G9“ gefällt wurden (Originalzitate des
Redetextes):
■    „Die Gesamtzahl der Unterrichtsstunden haben wir

gegenüber dem „G8“ deutlich erhöht: von 265 Stunden
auf mindestens 273, bei der Nutzung der Stundentafel 
2 im Sekundarbereich I sind es 279 Stunden.“

■    „Wir haben die Fächer Deutsch und Mathematik mit je
zwei Jahreswochenstunden gestärkt.“

■    „Im Regelfall lernen Schülerinnen und Schüler sechs Jahre
lang eine zweite Pflichtfremdsprache. Von der Ausnahme,
nach Beschluss des Schulvorstands ein Wahlpflichtangebot
einzurichten, das Schülerinnen und Schülern ermöglicht,
die zweite Pflichtfremdsprache nach fünf Lernjahren – die
KMK fordert nur mindestens vier! – zugunsten anderer
Fächer abzuwählen, machen zurzeit 20 % der Gymnasien
Gebrauch. Dabei sei ein Hinweis erlaubt: In keinem Bun-
desland außer in Hessen ist der Stundenumfang für die
zweite Fremdsprache so groß wie in Niedersachsen.“

■    „Die mündliche Kommunikation in den modernen Fremd-
sprachen wird durch die obligatorischen Sprechprüfun-
gen in jedem Doppeljahrgang gestärkt. Fachlich sind die
Sprechprüfungen unumstritten! In der Fremdsprache
nicht nur schreiben, sondern auch dem jeweiligen Anfor-
derungsniveau entsprechend situationsgerecht kommu-
nizieren zu können, sollte doch im Jahr 2018 selbstver-
ständlich sein.“

■    „Die niedersächsische Abiturprüfung ist anspruchsvoll.
Wir fordern Leistungen in fünf Prüfungsfächern, davon
sind vier schriftliche Fächer mit landesweit einheitlichen
Aufgaben-stellungen, also im ,Zentralabitur´. Drei Prüfun-
gen finden auf erhöhtem Anforderungsniveau statt. Zum
Vergleich: Bayern kennt nur drei Klausuren und zwei
mündliche Prüfungen. Schon seit 2014 werden dabei Prü-
fungsaufgaben im Rahmen des länderübergreifenden
Abiturs gemeinsam mit sechs weiteren Bundesländern
entwickelt und eingesetzt. Seit 2017 nutzt auch Nieder-
sachsen den KMK-Aufgabenpool in den Fächern Deutsch,
Mathematik, Englisch und Französisch.“

Mit Blick auf die Unterrichtsversorgung an den niedersächsi-
schen Gymnasien rechnet Tonne mit einem landesweiten
Durchschnittswert von über 100 Prozent in diesem Schul-
jahr. Das sei besser als an den anderen weiterführenden
Schulformen, „aber bei weitem auch kein Grund, sich zufrie-

Philologen
tag 2018

Gymnasium in Niedersachsen 1/201914



den zurückzulehnen.“ Der allgemeine Lehrkräftemangel sei
weiterhin auch für die Gymnasien eine herausfordernde
Situation. Insbesondere gelte dies für die Situation, Abord-
nungen vornehmen zu müssen. Tonne: „Das Verfahren ist
besser, aber die Belastung bleibt hoch. Für die größtenteils
reibungslose Abwicklung und für die Solidarität mit den
anderen Schulformen bedanke ich mich ausdrücklich bei den
Lehrkräften und Schulleitungen der betroffenen Schulen.“
Das „Stabilisierungspaket Unterrichtsversorgung“ der Lan-
desregierung umfasse unterschiedlichste Maßnahmen, um
die Lehrerversorgung schrittweise zu verbessern und damit
auch die Abordnungen zu reduzieren. Dies sei mit Blick auf
den zusätzlichen Jahrgang im Gymnasium im Schuljahr
2020/2021 geboten, da zu diesem Zeitpunkt mehr Lehrkräfte
an den Gymnasien benötigt würden. „Wir arbeiten intensiv
daran, die Herausforderung zu stemmen und das wird auch
gelingen“, so Tonne.

Völlig unabhängig von diesen aktuellen Fragestellungen sei
die Berechnung der Unterrichtsversorgung überarbeitungs-
würdig. Tonne „Ich stelle die bisherige Berechnung der
Unterrichtsversorgung in Frage, da sie über begrenzte Aus-
sagekraft verfügt und qualitative Aspekte moderner Schule
nicht berücksichtigt. Sie gibt weder Auskunft über Unter-
richtsausfall, noch darüber, wie viel Personal über Lehrkräfte
hinaus in den Schulen steckt, welche Zusatzangebote sich
konkret hinter den Angaben der Zusatzbedarfe verbergen
und wie viele Stunden tatsächlich bei den Schülerinnen und
Schülern konkret ankommen. Daher werden wir mit Schul-
expertinnen und Schulexperten über neue Indikatoren einer
guten, modernen Schule sprechen und neue Konzepte ent-
wickeln. Ich freue mich, dass der Philologenverband hierbei
aktiv mitwirkt.“

Tonne sprach das Thema Inklusion an und betonte, dass
lediglich 0,48% der inklusiv beschulten Schülerinnen und
Schülern die Schulform Gymnasium besuchten. „Ich bin mir

sicher, dass dies leistbar ist. Richtig ist aber, dass wir auf dem
Weg noch vieles lernen müssen. Das gilt auch für uns alle,
Politik und Verwaltung sind da ausdrücklich mit einge-
schlossen. Richtig ist deshalb, dass es beständig Weiterent-
wicklungen geben muss.“ Tonne betonte, dass es guten poli-
tischen Kompromiss gegeben habe, das Fortbestehen der
Förderschulen Lernen bis längstens 2028 dort zu ermög -
lichen, wo dies von Schulträgern für sinnvoll erachtet werde.

Die „Bildung in der digitalisierten Gesellschaft“ muss nach
Tonnes Ansicht intensiver in den Mittelpunkt der Aufmerk-
samkeit rücken. Medienbildung werde zwangsläufig zum
„Megathema der Zukunft“. Dazu gehörten die Ausstattung,
die Frage der Nutzung digitaler Lernwerkzeuge, digitale
Schulbücher, vor allem aber auch die Aus- und Fortbildung
von Lehrkräften. Tonne hierzu: In Niedersachsen soll das
Thema „Lernen mit digitalen Medien“ in den Schulen von
Menschen begleitet werden und nicht von Technik getrieben
sein. Es geht darum, die Menschen, also vor allem die Lehr-
kräfte, Schulleitungen und die Schülerinnen und Schüler
mitzunehmen. Neben Maßnahmen aus dem Masterplan
Digitalisierung werde der „Digitalpakt“ die Schulen in ihrer
Ausstattung ein gewaltiges Stück voranbringen. 

Für das Land und die niedersächsischen Schulträger rechnet
Tonne mit voraussichtlich über 400 Millionen Euro an zu -
sätzlichen Mitteln. Insbesondere sehe die Bund-Länder-Ver-
einbarung in den nächsten fünf Jahren die Förderung der
schulinternen digitalen Infrastruktur vor. Dies könne z. B. die
WLAN-Ausleuchtung der Schule sein oder aber auch die
Installation von Anzeige- und Interaktionsgeräten wie z. B.
Beamer oder interaktive Whiteboards. „Wenn alles nach Plan
läuft – und wir sind jetzt zuversichtlich, dass es so kommen
wird – sollte der Digitalpakt Anfang nächsten Jahres in Kraft
treten“, so Niedersachsens Kultusminister.
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Kultusminister Grant Hendrik Tonne sprach fast 90 Minuten lang zu den Delegierten und Gästen 
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Die Ansprüche an die Ausbildung angehender Lehrerinnen
und Lehrer an Gymnasien sind in den letzten Jahren erheb-
lich gestiegen. Neben Differenzierungsmaßnahmen für die
individuelle Förderung von Schülerinnen und Schülern
kamen immer weitere Anforderungen auf die Auszubilden-
den zu. Dazu zählt neben dem Unterricht an Integrierten
Gesamtschulen und der inklusiven Beschulung bei indivi -
duell festgestelltem Förderbedarf der Lernenden auch der
Erwerb zusätzlicher Kompetenzen im Bereich der individuel-
len Diagnose von Schülerleistungen und dem damit verbun-
denen Fordern und Fördern. Die Ausbildung dieser zahlrei-
chen neuen Fähigkeiten ist in der zur Verfügung stehenden
Ausbildungszeit nicht mehr zu leisten. Es kann bereits heute
festgestellt werden, dass viele der Auszubildenden durch die
zusätzlichen Anforderungen an den Lehrerberuf überfordert
werden und dadurch auch die Qualität des Unterrichts mit-
telfristig gefährdet ist.

Niedersachsen muss jetzt finanziell und personell massiv in
die Ausbildung angehender Gymnasiallehrkräfte investieren,
denn eine gute Ausbildung kann nur durch das vielfältige

Engagement aller an der Ausbildung junger Lehrerinnen und
Lehrer Beteiligten gelingen. 

Für die Ausbildung müssen sowohl an den Universitäten als
auch an den Studienseminaren kontinuierlich und voraus-
schauend ausreichend Kapazitäten geschaffen werden, nicht
nur um die für die Umstellung von G8 auf G9 notwendigen
Lehrkräfte im niedersächsischen Schuldienst zu generieren.
Dazu halten wir insbesondere an der seit Jahren bestehen-
den Forderung des PhVN fest, Fachleiterinnen und Fachleiter
statt Mitwirkerinnen und Mitwirker einzustellen. Letztere
nehmen inzwischen über 50% der an den Studienseminaren
tätigen Fachleitungen ein. 

Das ursprünglich als Provisorium eingerichtete Mitwirker-
Prinzip besteht seit über 20 Jahren. Es stellt ein beispielloses
Sparprogramm dar, das dem hohen Stellenwert der Lehrer-
ausbildung nicht gerecht wird. Bei Steuermehreinnahmen
von über 2,7 Milliarden Euro in den ersten neun Monaten
des Jahres 2018 muss dieses Sparprogramm umgehend
beendet werden. 

Neue Anforderungen erfordern eine Neuausrichtung
der Lehramtsausbildung
Grundsatzpapier des Philologentages 2018
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An der Ausbildung jeder Lehrkraft im Vorbereitungsdienst
sind im betreuten Unterricht stets auch die Ausbildungs-
lehrkräfte beteiligt. Diese nehmen hier über ihre normale
Unterrichtsverpflichtung hinaus zusätzliche umfangreiche
Betreuungs- und Beratungsaufgaben wahr. Gerade mit Blick
auf die vorliegende Arbeitszeitstudie, in der die besondere
Belastung von Gymnasiallehrkräften nachgewiesen wurde,
ist eine für die an der Ausbildung beteiligten Kolleginnen
und Kollegen angemessene Entlastung in Form von Anrech-
nungsstunden unbedingt notwendig. Die Entlastung muss
den Schulen zusätzlich bereitgestellt werden.

Eigenverantwortlicher Unterricht der Auszubildenden darf
nur in dem Umfang des auch tatsächlich erteilten Unter-
richts in die Berechnung der statistischen Unterrichtsversor-
gung der Schule eingehen. Die derzeitige Praxis, nach der
automatisch die Höchstzahl der zulässigen Wochenstunden
in die Berechnung der Unterrichtsversorgung angerechnet
wird, auch wenn die Lehrkraft aus Ausbildungsgründen gar
nicht zur Verfügung steht, ist völlig verfehlt.

Es steht außer Frage, dass eine gymnasiale Lehrerausbildung
aufgrund des Prinzips der Wissenschaftspropädeutik schul-
formspezifisch erfolgen muss, und dies gilt für alle Phasen der
Lehrerausbildung. Die komplexen Anforderungen an die Qua-
lität eines modernen, gymnasialen Unterrichts können nur
von eigens dafür qualifizierten Lehrkräften erfüllt werden. 

Deswegen muss eine zukünftige Lehramtsausbildung durch
einen speziell auf die fachwissenschaftlichen Anforderun-
gen ausgerichteten Studiengang an den Universitäten sowie
einer anschließenden Ausbildung an den Studienseminaren
zu einer fachdidaktisch professionell agierenden Lehrkraft
erfolgen. Erst dadurch wird das Fundament für einen erfolg-
reichen Unterricht am Gymnasium gelegt. Eine Stufenleh-
rerausbildung wird vom PhVN vehement und kategorisch
abgelehnt, da diese den Anforderungen und Erwartungen
an einen gymnasialen Bildungsgang, insbesondere der Aus-
prägung einer hohen fachwissenschaftlichen und fachdidak-
tischen Kompetenz, die gerade für die enge Verzahnung
 zwischen dem Lernen in den Sekundarbereichen I und II
kennzeichnend ist, in keiner Weise gerecht werden. 

Ausgehend von den zahlreichen Anträgen auf der Vertreter-
versammlung des Niedersächsischen Philologenverbandes
2018 in Goslar fordert der PhVN von der Landesregierung die
Umsetzung der folgenden fünf Eckpunkte für eine zukünftige
Ausbildung von Lehrkräften für das Lehramt an Gymnasien
umgehend ein:

1.  Die Voraussetzung:
     Alle zukünftigen Lehrkräfte (also auch Quereinsteiger)

gehen ins Referendariat (nach Möglichkeit mit zwei zu -
gewiesenen Unterrichtsfächern).

2.  Die Dauer und Struktur der Ausbildung:
■   Die Ausbildung beginnt zum 1.5. und zum 1.11. eines Jah-

res und dauert 21 Monate. Die Ausbildung umfasst eine
dreimonatige Einführungsphase und eine 18-monatige
Qualifizierungsphase

■   In der Einführungsphase soll Unterricht unter Anleitung
erteilt werden. Eigenverantwortlicher Unterricht wird in
der Einführungsphase nicht erteilt.

■   In der Qualifizierungsphase ist pro Schulhalbjahr von
den Lehrkräften eigenverantwortlicher Unterricht in der
Höhe von durchschnittlich sechs Unterrichtsstunden zu
erteilen. In der Zeit der Qualifizierungsphase soll Unter-
richt unter Anleitung in Höhe von durchschnittlich vier
Unterrichtstunden erteilt werden.

3.  Die Ausbildungsverpflichtungen: 
■   Die Auszubildenden nehmen in der gesamten Ausbil-

dungszeit (Einführungsphase und Qualifizierungsphase)
an den Fachsitzungen der beiden Fächer und an pädago-
gischen Sitzungen in der Höhe von 70 Zeitstunden teil. 

■   In der Einführungsphase finden zusätzliche Veranstal-
tungen in Pädagogik und den beiden Unterrichtsfächern
in Höhe von jeweils 10 Zeitstunden statt.

■   Weitere Ausbildungsverpflichtungen sind neben Hospi-
tationen in den beiden Fächern drei gemeinsame Unter-
richtsbesuche (gUB), davon einer in der 5. – 7. Klasse,
einer in der 8. – 10. Klasse und einer in der gymnasialen
Oberstufe, statt. Es wird jeweils ein Protokoll über die
Besprechung zum gUb angefertigt. In dem Fach, in dem
der gUB in der gymnasialen Oberstufe nicht stattgefun-
den hat, findet ein zusätzlicher Beratungsbesuch in der
Oberstufe statt.

4.  Der Ausbildungsstand und die Ausbildungsnote: 
■   Im 13. Ausbildungsmonat findet ein Ausbildungsstand -

gespräch mit den drei Ausbildern des Studienseminars
und der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter oder seiner
Stellvertreterin bzw. seinem Stellvertreter statt.

■   Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst erhalten Ihre Aus-
bildungsnote im 17. Monat der Ausbildung (gemittelt aus
den Noten der zuständigen Ausbilderinnen und Ausbil-
der am Studienseminar und der Note der Schulleiterin
oder des Schulleiters). Alle Benotungen sind transparent
zu gestalten.

5.  Die Prüfung zum Staatsexamen für das gymnasiale
 Lehramt: 

■   Die Staatsexamensprüfung findet in den letzten drei
Monaten vor Ausbildungsende mit drei Prüfungsteilen
(Prüfungsunterricht in den beiden Fächern und ein
mündliches Prüfungsgespräch) statt. In die Note der
Staatsexamensprüfung fließt neben den Noten der drei
Prüfungsteile auch die Note der zuvor schriftlich vorge-
legten Staatsexamensarbeit mit ein. Alle Prüfungsteile
sind gleichwertig.

■   Die Gesamtnote ergibt sich als Mittelwert aus der Aus -
bildungsnote und der Note der Staatsexamensprüfung. 

■   Bei Nichtbestehen der Prüfung verlängert sich das Re -
ferendariat um drei Monate, in denen Unterricht statt -
finden muss. Die Nachprüfung findet in dieser Zeit statt. 

Diese Eckpunkte garantieren auch in Zukunft eine Lehr-
amtsausbildung, die den hoch gesteckten Ansprüchen an
eine Generation neuer Lehrkräfte für das Gymnasium
gerecht wird. Es ist endlich Zeit, die jahrzehntelangen
 Kürzungen und Einsparungen in der Lehrerausbildung zu
beenden, damit niedersächsische Schülerinnen und
Schüler an Gymnasien und Gesamtschulen durch den
Unterricht professionell ausgebildeter Fachlehrerinnen
und Fachlehrer auch zukünftig beste Bildungschancen
erhalten.
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Nach Auffassung der Delegierten der Vertreterversammlung
2018 des niedersächsischen Philologenverbandes haben sich
die Arbeitsbedingungen an den Gymnasien für Schülerinnen
und Schüler sowie Lehrkräfte kontinuierlich verschlechtert.
Die Folge ist, dass eine erfolgreiche Arbeit im Sinne des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages des Gymnasiums zuneh-
mend erschwert wird.

Zu den hohen Arbeitszeiten kommen Belastungen auf allen
Ebenen der schulischen Arbeit: 
■    Belastungen durch übergroße Klassen- und Kursfrequen-

zen
■    Vergeudung von Arbeitszeit durch Curricula- und Konzept -

entwicklungen an jeder einzelnen Schule
■    Belastungen durch fragwürdige Verwaltungs- und Doku-

mentationsaufgaben
■    unsinnige weitere bürokratische Aufgaben wie das Archi-

vieren von Arbeiten und Klausuren
■    eine zu hohe Belastung der Inhaber von Funk tionsstellen
■    eine zu hohe Belastung der älteren Kolleginnen und

 Kollegen.

Die Lehrkräfte in Niedersachsen haben nicht vergessen, dass
die nach wie vor wortbrüchig ausgesetzte Altersermäßigung
für Lehrkräfte ab dem 55. Lebensjahr, die ab 2014 wieder in
Kraft treten sollte, immer noch aussteht, obwohl sie im
Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU ausdrücklich ver-
sprochen wird. 

Die unzureichende Beförderungssituation, die mangelnde
Möglichkeit des beruflichen „Fortkommens“, hat zuneh-
mend negative Auswirkungen auf die Amtsinhaber/innen
und erschwert die Gewinnung neuer Lehrkräfte (auch im
Vergleich zu anderen Bundesländern).

Bei der Einkommensentwicklung hinken die niedersächsi-
schen Beamtinnen und Beamten hinterher. Das Bundesver-
waltungsgericht hat inzwischen für die Beamten im aktiven
Dienst in den Jahren 2005-2012 sowie 2014-2016 eine ver-
fassungswidrige Unteralimentation (bedingt durch die
Streichung des sog. Weihnachtsgeldes) angenommen und
das Bundesverfassungsgericht gebeten, über die Vereinbar-

keit der niedersächsischen Besoldung mit dem GG zu ent-
scheiden. 

Der Lehrermangel liegt u.a. daran, dass das Land Niedersach-
sen als Dienstherr der Lehrkräfte mit teilweise untragbaren
Arbeitsbedingungen mit einem beträchtlichen Besoldungs-
rückstand nicht mehr mit anderen Bundesländern und den
Arbeitgebern in der privaten Wirtschaft konkurrieren kann.
Die Imagekampagne des Kultusministeriums (z.B. Schule
2040) wird daran nichts ändern. Deshalb muss die Besol-
dung der Lehrkräfte neu bewertet werden. Alle Lehrkräfte
müssen höhergestuft werden, auch die Lehrkräfte an den
Gymnasien, im berufsbildenden Schulwesen und an Förder-
schulen.

Ohne deutliche Korrekturen an der Lehrerbesoldung bei den
Gymnasiallehrkräften ist absehbar, dass die Gymnasien
künftig ihre schulgesetzliche Aufgabe der Vermittlung einer
breiten und vertieften Allgemeinbildung mit dem Ziel einer
allgemeinen Studierfähigkeit nicht mehr qualifiziert wahr-
nehmen können, Es mangelt im MINT-Bereich schon jetzt an
qualifizierten Lehrkräften, weil für sie die Besoldung nicht
mehr attraktiv ist. Zunehmend werden sich Studierende
auch von der Wahl des gymnasialen Lehramtes abwenden. 

Die Vertreterversammlung des PhVN fordert die Landesre-
gierung auf, die Arbeitsbedingungen und die Besoldung der
Lehrkräfte am Gymnasium nachhaltig zu verbessern: 
■    die Einhaltung der 40-Stunden-Woche für Gymnasiallehr-

kräfte zu gewährleisten
■    die Senkung der Klassen- und Kursfrequenzen
■    den Bürokratieabbau endlich umsetzen
■    die Anhebung der Besoldung für Lehrkräfte an beruflichen

und allgemeinbildenden Gymnasien und Förderschulen
um eine Besoldungsstufe

■    eine spürbare Verbesserung der Beförderungsmöglich -
keiten für Lehrkräfte an den Gymnasien in Niedersachsen

■    die Wiedereinführung der Altersermäßigung ab Vollen-
dung des 55. Lebensjahres

■    die Wiedereinführung der Sonderzuwendungen für alle
Beamten als Einstieg zum Abbau des Besoldungs- und
Versorgungsrückstandes. 

Arbeitsbedingungen und Besoldung verbessern –
Gerechtigkeitslücken schließen
Resolution des Philologentages 2018

Grundsatzpapier und Resolutionen wurden mit großer Mehrheit verabschiedet
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Jüngste Untersuchungen zur Arbeitszeit der Lehrerinnen und
Lehrer an den niedersächsischen Schulen lassen nach Auf -
fassung der Delegierten der Vertreterversammlung 2018
wegweisende Schlüsse zu, um die Arbeitszeit der Lehrer der
einzelnen Schulformen den Realitäten entsprechend neu zu
regeln. Dies hat auch der am 30.10.2018 vorgelegte Abschluss -
bericht der vom Land eingesetzten Kommission zur Lehrer -
arbeitszeit zweifelsfrei ergeben. Darin hat die Kommission
die übermäßig hohe Arbeitszeit der Gymnasiallehrer erneut
eindrucksvoll bestätigt und die „bedeutsamen Verletzungen
der Arbeitszeitnormen“ durch den Dienstherrn kritisiert.

Der Bericht unterstreicht einmal mehr in aller Deutlichkeit,
dass die Gymnasiallehrer mit + 3:05 Stunden über den ge -
setzlich vorgeschriebenen 40 Stunden die meisten wöchent-
lichen Überstunden leisten müssen und deutlich höher liegen
als die Grundschullehrer (+1:20 Stunden) und die Gesamt-
schullehrer (+0:04 Stunden).

Angesichts dieser klaren Daten zur Lehrerarbeitszeit empfin-
den es die Delegierten mehr als befremdlich, wenn aus dem
Abschlussbericht in leicht zu durchschauender Absicht sach-
fremde Schlussfolgerungen gezogen werden und die Gym -
nasiallehrer von einer Minderung ihrer Arbeitszeit ausge-
schlossen sein sollen, indem durch methodische Tricks und
unseriöse Bewertungen versucht wird, die tatsächlichen
erheblichen Unterschiede zwischen den Schulformen zu ver-
wischen. Denn die meisten der veröffentlichten Tabellen sind
in ihren Werten gemittelt und nicht schulformspezifisch aus-
gewertet, wie das methodisch geboten wäre, offenkundig in
der Absicht, die Dramatik der besonders hohen Arbeitszeit
der Gymnasiallehrer zu verschleiern. Dieses Vorgehen führt
zu einem Zerrbild der tatsächlichen Arbeitszeiten in den ein-
zelnen Schulformen und damit zu falschen Schlussfolgerun-
gen, was völlig inakzeptabel ist. 

Die Delegierten kritisieren daher scharf, dass die Kommission
eine Senkung der Unterrichtsverpflichtung ausschließlich für
Grundschullehrkräfte empfiehlt, obwohl die Arbeitszeit der
Gymnasiallehrkräfte erwiesenermaßen bei weitem am höchs -
ten ist. Der von der Kommission für diese völlig unsachge-
rechte und ungerechtfertigte Benachteiligung der Gymnasi-
allehrer bemühte Erklärungsversuch, Grundschullehrkräfte
reagierten „sensibler“ auf längere Arbeitszeiten und ihr „sub-
jektives Belastungsempfinden“ sei deutlich stärker ausge-
prägt als an Gymnasien, weisen die Delegierten entschieden
als sachfremde Erwägungen zurück, da derartige Einlassun-
gen jegliche pflichtgemäße objektive Bewertung der erhobe-
nen Arbeitszeitdaten vermissen lassen.

Die Vertreterversammlung 2018 des Philologenverbandes
Niedersachsen fordert die Landesregierung auf, nach den
jahrelangen Versäumnissen endlich ihre Fürsorgepflicht

wahrzunehmen und insgesamt ihrer Verpflichtung und Ver-
antwortung nachzukommen, für eine jeweils rechtskonfor-
me Arbeitszeit aller niedersächsischen Lehrer zu sorgen und
die Arbeitszeit der niedersächsischen Lehrer wie für alle
Beamten nach § 60 (1) NBG in der Realität auf im Jahres-
durchschnitt 40 Stunden zu begrenzen.

Neben einer Verringerung der Unterrichtsverpflichtung for-
dern die Delegierten mit Nachdruck, dass auch die seit Jahren
verschleppten Entlastungen für bestimmte Lehrergruppen
angemessen berücksichtigt werden. Zugleich kritisieren sie,
dass die Arbeitszeitkommission eine Reihe von überpropor-
tional belasteten Gruppen aufgrund der Datenlage zwar
deutlich benannt hat, erforderliche konkrete Vorschläge zur
Arbeitszeitverringerung aber fehlen.

Dies betrifft die notwendige Senkung der Arbeitszeit z.B. für
Teilzeitkräfte, für ältere Lehrkräfte, für Lehrkräfte in der Ober-
stufe und im Abitur sowie für Funktionsinhaber und Schul -
leiter. Nur für die mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von
durchschnittlich mehr als 47 Stunden nachweislich ebenfalls
weit überproportional belasteten Koordinatoren hat die
Kommission eine Rücknahme der in den 90er Jahren durch
die Regierung Schröder erfolgten Kürzung der Anrechnungs-
stunden und damit eine Erhöhung von 5 auf wieder 7 Stunden
vorgeschlagen. 

Ausgehend von den erhobenen Daten der Arbeitszeitkom-
mission erwarten die Delegierten von der Landesregierung
umgehend folgende Maßnahmen zu einer rechtskonformen
Arbeitszeitregelung für Lehrer:
■    umgehende Senkung der Pflichtstundenzahl der Gym -

nasiallehrer als der Lehrergruppe mit der höchsten
Arbeitszeit

■    Anrechnungsstunden für Teilzeitlehrkräfte
■    Anrechnungsstunden für Lehrkräfte mit Oberstufen-/ -

Abiturkursen wie in anderen Bundesländern
■    mehr Anrechnungsstunden für Funktionsinhaber, z.B. für

Schulleitungen, Fachleiter, Fachberater 
■    umgehende Erhöhung der Anrechnungsstunden für Ko -

ordinatoren von 5 auf 7 Stunden, wie das die Kommission
vorgeschlagen hat

■    sofortige Zuweisung von Anrechnungsstunden für Funk -
tionsinhaber in A 14

■    umgehende Wiederherstellung mindestens der früheren
Altersermäßigung – so wie es der Koalitionsvertrag von
SPD und CDU vorsieht

■    Erhöhung des „Anrechnungstopfes“ der Schule zum zeit -
lichen Ausgleich besonderer Aufgaben und Belastungen

■    Einhaltung der Vorgaben bzgl. tägliche und wöchentliche
Höchstarbeitszeit, Mindest-Ruhezeiten etc.

■    insgesamt Einhaltung der geltenden Rechtsbestimmungen
zur Arbeitszeit und der arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben.

Endlich Arbeitszeit der Gymnasiallehrer senken
Unsere Geduld ist zu Ende
Resolution des Philologentages 2018
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich weiß ja, vor Weihnachten sollte man alles möglichst
ruhig und friedlich betrachten. Aber ich muss gestehen, dass
ich manchmal meinen Ärger über die Haltung gewisser Poli-
tiker zu gewissen Dingen nicht einfach hinunterschlucken
kann und will. Insbesondere in einer Angelegenheit steigt
mein Adrenalinspiegel spürbar an.

Dazu zunächst ein paar Kurzmeldungen aus der Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung: 
■    Überschrift am 2.11.: „Inflationsrate in Deutschland liegt

bei 2,5%.“ Zur Erinnerung: Wir bekamen im Juni 2,0%
Gehaltserhöhung, wovon noch die Steuern abgehen.

■    Meldung vom 21.9.: „Tarifabschluss in der Chemieindus -
trie“: Bei einer Laufzeit von 15 Monaten sollen die Ge -
hälter um 3,6% steigen, zusätzlich steigt das Urlaubsgeld
von 614,- auf 1200,- Euro. Und weiter aus der HAZ: 87%
aller Beschäftigen bekommen Sonderzahlungen, bei VW
z. B. insgesamt 4100,- Euro.

■    Aber auch das ist noch steigerungsfähig: Die Versiche-
rungsgruppe VHV zahlt zu den 13,3 Tarifgehältern als
Bonus noch 2,5 Monatsgehälter dazu; zusammen macht
das fast 16 Monatsgehälter!

Sie können sich wahrscheinlich schon denken, worauf ich
hinaus will: Die Regierung Wulff hat zwischen 2003 und
2005 jegliche Sonderzahlungen für Lehrkräfte gestrichen –
Begründung damals: die schwierige Haushaltslage. Dazu
folgten noch ein paar Nullrunden. In den 13 Jahren seit dem
Wegfall der Sonderzahlungen hat das Land den Beamtinnen
und Beamten des Landes – etwa zwei Drittel davon sind

Lehrkräfte – damit mehrere Milliarden Euro als Sonderopfer
aus der Tasche gezogen.

Heute ist die Haushaltslage des Landes komfortabel: Die
Steuereinnahmen sprudeln, VW muss eine Milliarde an das
Land zahlen, die Schuldzinsen sind drastisch gesunken. Nur
zu berechtigt war vor diesem Hintergrund, dass der SPD-
 Landessparteitag die Wiederaufnahme von Sonderzahlungen
an die Landesbeamten gefordert hat. 

Wer in schwierigen Zeiten Sonderopfer
gebracht hat, muss in guten Zeiten auch

etwas vom Überschuss abbekommen!

Aber Ministerpräsident Weil fiel nichts anderes als ein kate-
gorisches Nein dazu ein und Herr Hilbers, der CDU-Finanz -
minister, sekundierte mit der verfälschenden Behauptung,
dies würde das Land 750 Millionen Euro kosten. Verfälschend
deshalb, weil von keiner Seite ein volles 13. Monatsgehalt
gefordert wurde. Wir sind ja bescheiden, manchmal – so
scheint mir – allzu bescheiden. Aber die Koalitionäre sind
weiter dafür, dass Niedersachsen außer Bremen das einzige
Bundesland bleibt, in dem Lehrer nichts bekommen. Nichts! 

Was ist das für ein ungerechtes, ja
 schäbiges  Verhalten gegenüber uns

 Lehrerinnen und Lehrern!

Aber es ist nicht nur schäbig, es ist auch äußerst unklug. Mit
dieser sturen Verweigerungshaltung verliert Niedersachsen
zunehmend den Wettbewerb um dringend benötigte gute
Kräfte. Die Wanderungsbilanz bei Lehrern ist jetzt schon
negativ. Damit muss endlich Schluss sein. Ein paar Streichel-
einheiten von Politikern sollten uns nicht mehr genügen. 

Ich wünsche Ihnen erholsame Weihnachtstage mit nicht zu
vielen Korrekturen und einen guten Start ins neue Jahr.

Wiederaufnahme von Sonderzahlungen ist erforderlich!
Schlusswort des Vorsitzenden des Ältestenrats, Dr. Uwe Dempwolff, an die Delegierten des Philologentags 2018

Dr. Uwe Dempwolff richtete zum Abschluss des Philologentags
scharfe Worte an die Politik

Die Musikalische Begleitung kam in diesem Jahr von der Jazzband
des Gymnasiums Corvinianum Northeim unter der Leitung von
Thomas Constien.
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Zum vierten Mal zum Vorsitzen-
den des PhVN gewählt wurde
Horst Audritz aus Wolfenbüttel.
Der alte und neue Philologen-Chef
erhielt mit 96,3 % Zustimmung
ein hervorragendes Ergebnis – eine
Bestätigung seiner nunmehr
neunjährigen Arbeit als Gesicht
unseres Verbandes. Audritz unter-
richtete bis vor kurzem Deutsch

und Politik am „Gymnasium im Schloss“ seiner Heimatstadt
und fungierte vor seiner Tätigkeit als Vorsitzender unseres
Landesverbandes unter anderem als Vorsitzender des Orts-
verbandes Wolfenbüttel und des Bezirksverbandes Braun-
schweig. Horst Audritz, der in seiner Freizeit gerne liest, sich
um Haus,  Garten und eine Katze kümmert, sich als Hobby-
Handwerker betätigt sowie in seinem Stammkaffee beim
Austausch über die aktuelle politische Lage entspannen
kann, war von 2008 bis 2017 außerdem Mitglied des Schul-
hauptpersonalrats beim Niedersächsischen Kultusministeri-
um, Fachgruppe Gymnasium.

Mit Wolfgang Ehlers ist auch der
Stellvertretende Vorsitzende mit
großer Mehrheit in seinem Amt
bestätigt worden. Ehlers arbeitete
2004 am Aufbau des neu gegrün-
deten Gymnasiums Harsefeld mit.
Heute ist der Familienvater (3 Kin-
der), der Tauchen und Wandern zu
seinen Hobbies zählt, dort als
Fachobmann für Physik tätig. Als

zweites Fach unterrichtet der 63jährige Chemie. Im Philolo-
genverband war Wolfgang Ehlers mehrere Jahre lang Vorsit-
zender der AG Junge Lehrer (heute Jungen Philologen) sowie
drei Jahre lang Bundesvorsitzender der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Jungen Philologen, dadurch Mitglied im
 Bundesvorstand und im Beamtenrechtsausschuss des Deut-
schen Philologenverbandes. Seit 2006 ist er Schulbezirks -
personalrat in Lüneburg. Als „Hobby“ gibt er zudem die Rats-
mitgliedschaft in seiner Heimatstadt Stade an. 

Am längsten Mitglied unseres
obersten Leitungsgremiums ist
die ehemalige Schulleiterin des
Gymnasiums Corvinianum in
Northeim, Helga Olejnik, die
erneut in ihrem Amt als Schatz-
meisterin des PhVN bestätigt
wurde. Geboren 1951 in Stade,
wurde Helga Olejnik nach dem
Studium der Anglistik und Roma-

nistik in Göttingen schon 1983 Koordinatorin und stellvertre-
tende Schulleiterin am Werner-von-Siemens-Gymnasium in
Bad Harzburg und 1989 Schulleiterin am Corvinianum. Seit
1982 ist sie Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands des
Philologenverbandes Niedersachsen, seit 1994 Schatzmeis -
terin. Ihre Schwerpunkte der Verbandsarbeit sind Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit, Publikationen und Sonderdrucke.
„Ich wäre gern in meinem Garten, wenn ich Zeit hätte“, sagt
Helga Olejnik mit einem Schmunzeln in Hinblick auf ihre
knapp bemessene Freizeit. 

Dr. Christine Bendrath wurde
 erstmals auf der VV 2013 in den
Geschäftsführenden Vorstand
gewählt. Dort ist sie unter ande-
rem im Bildungspolitischen Aus-
schuss aktiv, in dem sie auch auf
Bundesebene mitarbeitet. Ferner
ist die 49jährige Koordinatorin
des Gymnasiums Johanneum
Lüneburg Vorsitzende des Orts -

verbands Lüneburg. Dr. Christine Bendrath hat Germanistik,
klassische Philologie und Evangelische Theologie in Marburg
und Würzburg studiert und in Ev. Theologie promoviert.
Abseits vom Berufsleben ist sie mit ihrem Mann oft unter-
wegs zu Verwandten und Freunden oder entspannt im Gar-
ten oder bei Hundespaziergängen. „Gerne lese ich auch, das
kommt allerdings während der Unterrichtszeit zu kurz, weil
die Zeit dafür einfach nicht ausreicht. Dafür in den Ferien
umso lieber und länger!“ sagt sie, die an ihrer Schule den
Stundenplan erstellt und zusätzlich die Finanzen ihrer Schule
verwaltet. Stundenplan und Finanzen ist bei der Fächerkom-
bination Deutsch, Latein und ev. Religion eher ungewöhnlich
– aber nach eigener Aussage ist Christine Bendrath auch im
Privaten für „Planung und Finanzen” zuständig.

Der neu gewählte Geschäftsführende Vorstand
Von Cord Wilhelm Kiel

Bewährte Kräfte und zwei neue Gesichter finden sich in dem auf der Vertreterversammlung 2018 neu gewähl-
ten Geschäftsführenden Vorstand des Philologenverbandes Niedersachsen, der im Folgenden kurz vorgestellt
werden soll.



Seit 2003 ist Cord Wilhelm Kiel
Mitglied des Geschäftsführenden
Vorstandes. Der 48jährige Vater
eines Sohnes und einer Tochter
studierte Anglistik und Geschichte
in Göttingen, Exeter und Hanno-
ver. Nach dem Studium erkundete
Cord Wilhelm Kiel als freier Jour-
nalist, Pressepromoter und Musi-
ker eine Zeit lang das Leben außer-

halb von Schule und Universität. Nach dem Referendariat
wurde er Lehrer am Fachgymnasium Wirtschaft der BBS
 Rinteln und dort Fachobmann für Englisch. Seit 2011 ist seine
Schule die Europaschule Albert-Einstein-Gymnasium
Hameln, wo er unter anderem das Europaprofil mitbetreut
und für die Schulhomepage sowie Publikationen zuständig
ist. Hauptsächlich ist er seit 2012 als Schulbezirkspersonalrat
in Hannover tätig. Seit 2007 Redakteur von „Gymnasium in
Niedersachsen“, ist er in seiner Freizeit als Stellvertretender
Vorsitzender der Europa-Union Hameln, als Pressewart und
Turniermoderator beim Deutschen Tennisverein Hameln, als
Musikproduzent sowie in einer Tischtennismannschaft aktiv.

Seit bereits acht Jahren gehört das
jüngste GV-Mitglied, der frühere
Vorsitzende der Jungen Philologen
im PhVN, Henning Kratsch, dem
Philologen-Vorstand an. Der
37jährige, der in seiner Freizeit
gern Sport treibt, im Garten tätig
ist, kocht und auf Reisen geht, stu-
dierte nach dem Abitur am Burg-
Gymnasium Bad Bentheim Eng-

lisch und Geschichte an der Universität Osnabrück. In dieser
Zeit war er für ein Jahr „tutor in residence“ an einer privaten
Internatsschule im Nordosten Englands. Nach dem Referen-
dariat am Artland-Gymnasium Quakenbrück und seiner
ersten Planstelle an der Europaschule Gymnasium Wester-
stede wurde er 2014 Oberstufenkoordinator am Dietrich-
Bonhoeffer-Gymnasium in Großenkneten.

Neu und nunmehr jüngstes
 Mitglied im GV ist Ann-Christin
Malorny. Trotz ihrer gerade erst
einmal 36 Jahre kann die 1982
geborene Oberstufenkoordinato-
rin der Wilhelm-Raabe-Schule
Hannover schon über viele ver-
schiedene Erfahrungen im Schul-
bereich zurückblicken: Nach dem
Studium der Fächer Französisch,

Mathematik und kath. Religion in Osnabrück und Angers
(Frankreich) und ihrem Referendariat war sie zuerst an der
IGS Bad Salzdetfurth u.a. als Fachbereichsleiterin Mathe -
matik sowie im Schulpersonalrat tätig. Zwischenzeitig war
sie im Rahmen einer Abordnung an die Niedersächsische
Landesschulbehörde Persönliche Referentin des Präsidenten
sowie stellvertretende Pressesprecherin der LSchB. Im Kul-
tusministerium wirkte sie zwei Jahre lang im Referat für
Unterrichtsversorgung und im Referat für Gymnasien mit. 
In ihrer Freizeit liest sie gern und ist politisch aktiv.

Dr. Christoph Rabbow wurde als
zweites neues Mitglied in den GV
gewählt. Der Studiendirektor am
Vincent-Lübeck-Gymnasium in
Stade und Fachleiter für Chemie
sowie Mitwirker im Fach Mathe-
matik am dortigen Studiensemi-
nar kann auf eine interessante
berufliche Vita zurückblicken: So
war der Diplom-Chemiker unter

anderem Angestellter einer Firma zur Schulung von Medizin -
software und Lehrervertreter im Schulausschuss des Land-
kreises Stade. Heute ist er Vorsitzender des Personalrats am
Studienseminar Stade, Vorsitzender der AG der Seminar-
und Fachleiter im PhVN sowie Vorsitzender des Ortsver-
bands Stade. Zu den zahlreichen Hobbys des „leidenschaft -
lichen Motorradfahrers“ zählen Reisen, Theater (früher aktiv,
heute passiv), Sport (u.a. Laufen, Schwimmen, Radfahren)
sowie sein Garten, der es ihm erlaubt, „völlig autark“ zu sein:
Christoph Rabbow lebt auf einem Bauernhof, baut selbst
Obst und Gemüse an, backt sein eigenes Brot usw.

Astrid Thielecke ist zum zweiten
Mal Mitglied des Geschäfts -
führenden Vorstands geworden.
Geboren 1961 in Göttingen, stu-
dierte sie ebendort die Fächer Bio-
logie und Chemie und wurde nach
Referendariat in Braunschweig
und einer kurzen Tätigkeit als
„Feuerwehrlehrkraft“ in Peine
Lehrerin am Eichsfeld-Gymnasium

in Duderstadt. Hier ist sie noch heute als Oberstudienrätin
und Mitglied der Steuergruppe tätig. Des Weiteren ist sie
seit über zwanzig Jahren Vorsitzende des OV Duderstadt im
Philologenverband und seit 2016 Mitglied des Schulhaupt-
personalrats am Niedersächsischen Kultusministerium. In
ihrer Freizeit beschäftigt sich die Hobby-Ornithologin mit
Natur- und Vogelbeobachtung sowie digitaler Fotografie.

Nicht gewählt, aber qua Amt Mit-
glied des GV ist der neue Vorsit-
zende der Jungen Philologen,
Peter Gewald. Geboren im Februar
1990, absolviert Peter Gewald
gerade sein Referendariat in den
Fächern Mathematik und Infor-
matik am Studienseminar Olden-
burg. Seine Ausbildungsschule ist
die dortige Cäcilienschule. Vor sei-

ner Ausbildung ist er zwei Jahre lang im Bereich Informatik
in der Forschung tätig gewesen. Sein Hobby passt zu seinem
zukünftigen Beruf – Gewald ist im Technikverein Oldenburg
aktiv. Als Schwerpunkt seiner Verbandsarbeit bezeichnet er
die Verbesserung der Ausbildung. 
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Personen

Auf der diesjährigen Vertreterversammlung war es mir eine
besondere Freude, die Silberne Eherennadel gemäß Beschluss
des Hauptvorstandes an verdiente Mitglieder unseres Ver-
bandes verleihen zu dürfen, die viele Jahre in herausgeho -
benen Funktionen des Philologenverbandes tätig waren: Als
Mitglied im Geschäftsführenden Vorstand, als Vorsitzende
eines Bezirksverbandes, als Vorsitzende einer Arbeitsgemein-
schaft, eines ständigen Ausschusses oder eines Arbeitskreises
oder als Mitglied eines Stufenpersonalrates.

Dr. Oliver Beckmann ist seit 2003 im Schuldienst und bereits
ein alter Fahrensmann des Verbandes. Nach einer Ausbil-
dung zum Sparkassenkaufmann, Studium und Promotion
hat er schnell erkannt, dass der Philologenverband seine
schul- und bildungspolitische Heimat ist. Er hat sich schon
am Studienseminar als Vertrauensmann des Verbandes
engagiert, war Mitglied im Vorstand der Jungen Philologen
und zehn Jahre lang der Obmann des Philologenverbandes
am Gymnasium Albert-Schweitzer-Schule in Nienburg. Hier,
wie zuvor auch schon am Studienseminar Hameln, war er
Mitglied des Personalrates.

Seit 2009 war Oliver Beckmann ununterbrochen Beisitzer im
Geschäftsführenden Vorstand, wo er federführend für ver-
bandliche Fortbildungsveranstaltungen und den Arbeitskreis
schulfachlicher Koordinatoren zuständig war. Oliver Beck-
mann hat sich immer dem Philologennachwuchs sehr ver-
pflichtet gefühlt und viele jüngere und ältere Kolleginnen und
Kollegen für den Verband geworben. Er stand stets als ver-
ständnisvoller Ansprechpartner und Berater zur Verfügung, 
so man ihn brauchte, und verkörpert einen pragmatischen

Zugang bei allen auftauchenden schulischen Problemen. Auch
ich erinnere mich an lange und hilfreiche Gespräche.

Oliver Beckmann hat bei seinem stetigen Einsatz für Schule
und Verband erfahren, wie wichtig Arbeits- und Gesund-
heitsschutz ist, Erfahrungen, die er jetzt auch in deine Tätig-
keit als Fachberater einbringen kann.

Klaus Gerking vertritt die Fächer Englisch und Französisch. Er
ist Fachleiter für das Fach Englisch am Studienseminar Leer
und war jahrelang bis 2017 Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft der Seminar- und Fachleiter.

Wer ihn auf den Vertretertagen erlebt hat, weiß, wie enga-
giert er für die Qualität der zweiten Ausbildungsphase ein-
getreten ist und wie engagiert er die Interessen der Referen-
darinnen und Referendare vertreten hat. Unzählige Anträge
unterstreichen das ebenso wie die regelmäßigen ausgefeil-
ten Wortbeiträge hier vor den Delegierten. Klaus Gerking
war auch immer sofort bereit, den GV zu beraten oder Stel-
lungnahmen zu verfassen, wenn dies gefordert war. Mit ihm
konnte man immer rechnen, auf ihn war und ist Verlass. Kein
Wunder, dass man ihn auch verpflichtete an den ersten
Kerncurricula für das Fach Englisch mitzuarbeiten. 

Was wäre der Verband ohne seine prägenden Personalräte.
Ein solch prägendes Gesicht ist Ernst Kellner: im Philologen-
verband, als langjähriger Vorsitzender des Schulpersonal -
rates am Gymnasium Melle und als Mitglied des Bezirksper-
sonalrates Osnabrück. Das ist Ernst Kellner noch, abgegeben
hat er aber das Amt des Bezirksvorsitzenden im Bezirksver-

Ehrungen für besonders verdiente Mitglieder des
 Philologenverbands Niedersachsen
Von Horst Audritz

Die Geehrten (von links): Klaus Gerking, Bernhard Koppius, Dr. Oliver Beckmann, Manfred Klostermann, Wolfgang Richter. Auf dem Bild fehlt
Ernst Kellner. 
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band Osnabrück – und damit Anlass, ihn für seine Verdienste
mit der Silbernen Ehrennadel auszuzeichnen.

Zudem repräsentiert Ernst Kellner den Verband auch noch in
anderen Gremien. Er war bzw. ist Mitglied der Landestarif-
kommission des Niedersächsischen Beamtenbundes und
ehrenamtlicher Richter am Verwaltungsgericht Osnabrück.
Und er hat sich in Melle auch in der Lokalpolitik engagiert.
Es gibt kaum ein zweites Mitglied, das sich im Tarifrecht, in
Fragen der Beihilfe und Versorgung so gut auskennt wie
Ernst Kellner. Seine fundierten Kenntnisse hat er regelmäßig
in Vorlagen für die Personalratsarbeit eingebracht, besonders
bei der Erarbeitung Wahlbroschüren und Handreichungen
für Personalräte.

Auch beim Vorsitz der „Arbeitsgemeinschaft Schulen in
 freier Trägerschaft“ hat ein Wechsel stattgefunden. Auf
Manfred Klostermann ist Thorsten Meyer gefolgt. Manfred
Klostermann war im Verband die Stimme der freien Schulen,
und ich darf sagen, eine unüberhörbare und kritische Stim-
me. Nicht nur deshalb danken wir ihm mit der Silbernen
Ehrennadel für seine Arbeit.

Manfred Klostermann hat einen kleinen, aber effektiven Kreis
vertreten, und stets auf einen Ausgleich der speziellen Inter-
essen der freien Schulen mit den Interessen des öffentlichen
Schulwesens gepocht. Was die Leistungsfähigkeit der Gym-
nasien betrifft, die es zu erhalten gilt, da waren wir uns zu
100 Prozent einig. Manfred Klostermann hat die Grundlagen
für eine wirkungsvolle Interessenvertretung der Schulen in
freier Trägerschaft im Verband gelegt. 

Bernhard Koppius war seit 2012 Beisitzer im Geschäftsfüh -
renden Vorstand des Philologenverbandes. Sein Aufgaben-
schwerpunkt war das öffentliche Dienstrecht, insbesondere
das Besoldungs- und Versorgungsrecht. Das war auch der
Grund dafür, dass Bernhard Koppius in die entsprechenden
Ausschüsse bzw. Kommissionen unserer Dachverbände, des
Niedersächsischen Beamtenbundes und des Deutschen Phi-
lologenverbandes, gewählt wurde.

Bernhard Koppius kann auf eine lange Liste von Funktionen
zurückblicken, die er für den Verband wahrgenommen hat,
und war darüber hinaus zeitweise auch ehrenamtlich für die
katholische Kirche und kommunalpolitisch tätig. Sein Enga-
gement für die Bildungspolitik bewog ihn, eine Wahlperiode
lang Lehrervertreter im Schulausschuss der Stadt Uelzen zu
werden. Er war Vertrauensperson und Personalrat am Her-
zog-Ernst-Gymnasium Uelzen, von 1989 bis 2005 Vorsitzen-
der des Schulpersonalrates. 2009 zog er als Nachrücker für
Guillermo Spreckels in den Schulhauptpersonalrat ein, wo er
bis 2012 sein Mandat engagiert wahrnahm. 

Der Einsatz für unsere Kolleginnen und Kollegen und die
Interessen des Gymnasiums durchzeiht den gesamten
Lebenslauf von Bernhard Koppius, wobei es ihm immer, ob
als Lehrkraft oder Schulleitungsmitglied, auf einen gerech-
ten Ausgleich zwischen Rechten und Pflichten ankam. Im
Geschäftsführende Vorstand war Bernhard Koppius Kontakt-
person zur katholischen Kirche. 

Wolfgang Richter gehört zur gesuchten Spezies der MINT-
Lehrer. Mathematik, Physik und Informatik sind seine Fächer.

Wolfgang Richter ist im vorigen Jahr bereits in den Ruhe-
stand verabschiedet worden. Dein Ausscheiden war sicher-
lich ein schmerzlicher Verlust für deine Schule. Mit dieser
Fächerkombination hätte er eigentlich weit über die Pen-
sionsgrenze hinaus unterrichten müssen. 

Wolfgang Richter hat unseren Verband als Mitglied des
Schulpersonalrates vertreten, war Vertrauensmann am
Gymnasium Bremervörde, Ortsverbandsvorsitzender und
Stellvertretender Vorsitzender des Bezirksverbandes Stade.
Auf Hauptvorstandssitzungen habe ich ihn immer als kon-
struktiven und loyalen Vertreter unserer Mitglieder erlebt.
Ich danke ihm – wie auch allen anderen Geehrten – herzlich
für seine Mitarbeit.
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Auf der Bezirkssitzung der Vertrauensleute des Philolo-
genverbandes aus den Gymnasien der Grafschaft Bent-
heim und des Emslands in Lingen wurde Stephan Kaiping
(Haren) anlässlich seiner Verabschiedung mit der Silber-
nen Ehrennadel ausgezeichnet.

Kaiping, der bis zu seiner Pensionierung im Sommer dieses
Jahres Oberstudienrat am Gymnasium in Haren war, ver-
trat den Philologenverband dort als Vertrauensmann seit
1988 – und damit fast 30 Jahre lang. Engagiert brachte er
sich in die bildungspolitische Diskussion wie in die Vertre-
tung der Interessen der Lehrkräfte ein. In Leserbriefen wie
Schreiben wandte er sich sowohl an die Öffentlichkeit wie
an Landespolitiker, um auf Fehlentwicklungen niedersäch-
sischer Bildungspolitik hinzuweisen – als Mensch aus der
Praxis mit dem Blick auf das Ganze. Diese engagierte
Arbeit spiegele sich sowohl im Mitgliederbestand an seiner
Schule als auch an den hervorragenden Personalratswahl-
ergebnissen: Unter „Harener Verhältnissen“ verstehe der
Bezirksvorstand bereits seit Langem Ergebnisse über 90
Prozent. Für diesen großen Einsatz dankten ihm der Vor -
sitzende des Bezirksverbandes, Ingo van Verth (Burg-Gym -
nasium Bad Bentheim), im Namen der Anwesenden.

Viel Zeit nahm man sich im weiteren Verlauf des Abends
für einen Gedankenaustausch mit MdL Christian Fühner
(CDU) aus Lingen. In ihrem Amt bestätigten die Vertrau-
ensleute sowohl den Bezirksvorsitzenden Ingo van Verth
als auch dessen Stellvertreter, Michael Vogt (Gymnasium
Georgianum Lingen).                                             Ingo van Verth

Philologenverband verabschiedet
Stephan Kaiping



Unser Gemeinwesen braucht leistungsstarke Gymnasien
Leistungsabbau gefährdet unsere Zukunftschancen
Von Roland Neßler

Schul- und Bildungspolitik

Unsere Welt ist im Umbruch. Unter diesen sich ändernden
Gegebenheiten und Bedingungen müssen wir junge Men-
schen in die Lage versetzen, in dieser Welt mitgestaltend zu
wirken. Das Gymnasium hat dementsprechend gemäß den
Vorschriften des Schulgesetzes die Aufgabe, seine Schülerin-
nen und Schüler auf die damit verbundenen Herausforde-
rungen vorzubereiten und ihnen eine „breite und vertiefte
Allgemeinbildung, selbstständiges Lernen sowie wissen-
schaftspropädeutisches Arbeiten“ und damit die allgemeine
Studierfähigkeit zu vermitteln – Zielsetzungen, die nach Auf-
fassung des Philologenverbandes Niedersachsen innerhalb
unseres Schulwesens den besonderen Bildungsauftrag des
Gymnasiums begründen.

In der Überzeugung, dass starke Gymnasien unabdingbar zu
einem leistungsfähigen Schulwesen gehören, haben die Leh-
rerinnen und Lehrer der Gymnasien in diesem Sinne stets an
der Bildungsarbeit eines leistungsfähigen Gymnasiums prä-
gend mitgewirkt und dementsprechend ihren erzieherischen
und unterrichtlichen Auftrag wahrgenommen.

Dieses Verständnis von dem beruflichen Tun der Gymnasial-
lehrer wird durch die Politik und deren Eingriffe in Schule
zunehmend in Frage gestellt bzw. erschwert, wenn beispiels-
weise viele der gerade in jüngster Vergangenheit erlassenen
schulrechtlichen Vorschriften Geist und Sinn des oben ange-
führten gesetzlich festgelegten Bildungsauftrages des Gym-
nasiums konterkarieren bzw. per se in Frage stellen. In kaum
einem anderen Bereich haben sich vielfach ideologisch moti-
vierte Reformen mit der darin oft intendierten Absicht im
Sinne einer Erleichterungs- und Gefälligkeitspädagogik so
schädlich und verhängnisvoll ausgewirkt wie in Schule und
Hochschule: Notwendige Leistungsanforderungen wurden
herabgesetzt und junge Menschen aus der Verantwortung
für ihr schulisches Tun und für ihren Lernerfolg entlassen,
mit der Folge eines bedenklichen Verlusts an Qualität und
Leistung in Schule und Hochschule.

Egalisierung und Nivellierung in der Schulpolitik
Symptomatisch für diese bedenkliche Situation von Schule
und Hochschule ist es auch, dass Bildungsverwaltungen und
die sie tragenden politischen Kräfte diese allseits greifbaren
Probleme und Defizite nicht wahrhaben wollen und ver -
suchen, eine auf Egalisierung und Nivellierung setzende
Schul- und Bildungspolitik zunehmend zu kaschieren bzw. 
zu leugnen; denn sonst müssten sie eingestehen, dass ihre
Schul- und Bildungspolitik mit dem unseligen Experimentie-
ren gescheitert ist, wofür das „Schreiben nach Gehör“ in der
Grundschule geradezu sprichwörtlich geworden ist.

Die niedersächsische Schul- und Bildungspolitik will auch
weiterhin nicht wahrhaben, dass Schule keine Einrichtung

zur Herstellung von Gleichheit aller sein kann, sondern viel-
mehr eine Institution sein muss, die gezielt und mit erprob-
ten und allseits anerkannten Verfahren der Förderung von
Verschiedenheit und Individualität von Schülerinnen und
Schülern zu dienen hat. Zu Recht hat sich daher der Philolo-
genverband stets und mit Entschiedenheit gegen eine Schul-
und Bildungspolitik des Bildungsabbaus und der Nivellierung
gewandt, durch die der schulgesetzlich festgelegte Bildungs-
auftrag des Gymnasiums mit seinen Zielsetzungen von
Erziehung und Unterricht verändert und das Gymnasium
strukturell geschwächt wird.

Soll weiterer Schaden von Schülerinnen und Schülern fern-
gehalten werden, muss daher vor einer weiteren Fortsetzung
dieser verhängnisvollen Schulpolitik des Leistungsabbaus
gewarnt und eine Kurskorrektur der derzeitigen Schul- und
Bildungspolitik angemahnt werden, allein schon, um die
Leis tungsfähigkeit von Schulen und Hochschulen deutlich zu
erhöhen und grundlegend zu verbessern. 

Das gilt auch für die Grundschule, auf deren erzieherischen
und unterrichtlichen Leistungen die weiterführenden Schulen
aufzubauen haben. Um das aber von Anbeginn der Klasse 5
erfolgreich und gemäß des Bildungsauftrages des Gymnasi-
ums leisten zu können, erwarten die Gymnasien, dass in den
Grundschulen durch gezielte curriculare und unterrichtsor-
ganisatorische Maßnahmen, beispielsweise durch eine ver-
stärkte Inhaltsorientierung, die Lernergebnisse der Grund-
schulen wieder verbessert werden. Das kann jedoch nur
gelingen, was auch jüngst die Debatte im niedersächsischen
Landtag zeigte, wenn in den Grundschulen wieder klare und
verbindliche Standards eingeführt und die Vermittlung der
so genannten Kulturtechniken wieder ihre einstige Bedeu-
tung zurückerlangt sowie die Benotung der Schülerleistun-
gen ab Klasse 3 verbindlich gemacht wird.

Leistungsgerechtes Schul – und Bildungswesen
Daraus ergeben sich weitgehende Konsequenzen für die
 niedersächsische Schul- und Bildungspolitik, wie sie im
 folgendem stichwortartig beschreiben werden, wenn die
einem einst anerkannt leistungsfähigen Bildungswesen
geschlagenen Wunden geheilt werden sollen. 

■    In einem leistungsgerechten Schul- und Bildungswesen
ist es grundsätzlich erforderlich, Bildungsinhalte zwischen
den einzelnen Schulformen bzw. Institutionen gut auf-
einander abzustimmen und aufeinander zu beziehen. In
diesem Zusammenhang kommt dem Übergang von der
Grundschule zum Gymnasium und vom Gymnasium zur
Hochschule für den weiteren Bildungsverlauf junger
Menschen eine besondere Bedeutung zu, wenn es nicht
zu „Brüchen“ in ihrem Bildungsverlauf kommen soll. So
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müssen sich die Gymnasien auf die gute qualitative
Arbeit in den Grundschulen verlassen können, wie es
ebenso erforderlich ist, dass die Hochschulen ihrerseits
auf die Qualität des Abiturs setzen können. 

■    Um Fehlleitungen von Schülerinnen und Schülern nach
dem Besuch der Grundschule zu vermeiden, muss die
Schullaufbahnempfehlung am Ende der Klasse 4 der
Grundschule wieder eingeführt werden. Nach Maßgabe
der Erfahrungen der Gymnasien führt das Fehlen einer
verbindlichen Schullaufbahnempfehlung durch die
Grundschulen zu einer ständig steigenden Zunahme von
Schülerinnen und Schülern im unteren Leistungsbereich.
Das erschwert die Arbeit im Gymnasium und führt nach-
weislich zu Spätfolgen in der Lernbereitschaft und Leis -
tungsfähigkeit von Schülerinnen und Schülern, bei dem
Einzelnen wie in der Gruppe.

■    Das Gymnasium ist eine Langzeit-Schulform der Schul-
jahrgänge 5 bis 13 mit einem klar im Schulgesetz defi-
nierten Bildungsauftrag, dem wieder uneingeschränkte
Geltung zu verschaffen ist und der wieder didaktische
und methodische Leitlinie für den Unterricht des Gym -
nasiums werden muss. Insbesondere müssen Leistung
und Leistungsbereitschaft wieder verstärkt in den Fokus
des schulischen Auftrags des Gymnasiums gerückt und
das pädagogische Leistungsprinzip des Förderns und For-
derns ohne Einschränkung gestärkt sowie notwendige
Studier- und Berufstugenden wie Selbstverantwortung,
Anstrengungsbereitschaft, Ausdauer, Engagement und
Frustrationstoleranz gefördert werden.

Keine „Erleichterungspädagogik“
Niedersachsen hat durch seine auch den Gymnasien vorge-
gebene „Erleichterungspädagogik“ diese lang bewährten
Zielsetzungen der Gymnasien sowie bisher angewandte und
bewährte Instrumente durch wesentliche Änderungen der
schulrechtlichen Vorgaben um ihre Wirkungen gebracht,
indem die derzeitigen schulrechtlichen Vorschriften einem
Schüler ein – oft viel zu langes – Verweilen an dieser Schul-
form ermöglichen, obwohl sich das nach pädagogischen Kri-
terien für den Schüler als schädlich erweist, da er nicht die
entsprechend seinen Lernvoraussetzungen und Bedürfnissen
erforderliche schulische Förderung erfahren kann. Klassen-
wiederholungen und Schulformwechsel jedoch sind pädago-

gisch bewährte Maßnahmen, die dann vorzusehen sind,
wenn es sich bei Überforderung von Schülerinnen und
Schülern trotz unterstützender Hilfe sowie gezielter Förde-
rung zeigt, dass auf Grund erwiesener und umfangreicher
Defizite das Instrument zusätzlichen Förderunterrichts an
Grenzen stößt und es nur im Sinne des Schülers sein kann,
ihn einer ihm besser entsprechenden Lernumgebung zu -
zuführen und es ihm damit zu ermöglichen, die seinem
tatsäch lichen Leistungsvermögen gemäße Schulform zu
besuchen. 

Daraus ergeben sich weitere Konsequenzen für die  Schul-
und Bildungspolitik:
■    Die alte Rechtslage ist daher umgehend wiederherzu -

stellen.
■    „Neue Formen der Leistungsbewertung“, z. B. durch ver-

änderte Instrumente der Leistungserhebung und -fest-
stellung, durch Wegfall von Noten oder deren Ersatz, sind
keine geeigneten Mittel zu Leistungssteigerungen.
Zudem ist damit die Gefahr verbunden, dass nach den
Zielsetzungen der „Erleichterungspädagogik“ weitere
schulische Anforderungen auf ein für fast alle erreichba-
res unteres Maß gesenkt werden, was der Absicht, die
Leis tungsfähigkeit der Gymnasien weiter zu stärken, ent-
gegensteht.

■    Die Reduzierung der Lernzielkontrollen, wie Klausuren
und Klassenarbeiten, und die weitere Minderung ihres
Gewichtes für die Gesamtnote sind ebenso mit dem Leis -
tungsanspruch des Gymnasiums unvereinbar. Das gilt
auch für deren Ersatz insbesondere durch Präsentationen,
Projektarbeit und Teamproduktionen. Daher ist zu prüfen,
ob nicht die Anzahl der Klausuren in der Qualifikations-
phase wieder erhöht werden sollte, da schriftliche Arbei-
ten nach wie vor am besten geeignet sind, die Fähigkeit
der konzentrierten Beschäftigung mit komplexen Themen
auf einem gymnasialen Niveau zu überprüfen.

■    Für die Leistungsfähigkeit des Gymnasiums ist es unab-
dingbar, eine verpflichtende 2. Fremdsprache wieder in
die Stundentafel der Einführungsphase der gymnasialen
Oberstufe aufzunehmen, zumal die Pflicht zum Erlernen
von mindestens zwei Fremdsprachen in den Jahrgängen
6 bis 11 ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal für
gymnasialen Unterricht gegenüber dem anderer Schul-

formen ist. Jegliche Kürzung von Fremd-
sprachenunterricht ist angesichts des
europäischen Zusammenwachsens und
der zunehmenden Globalisierung unver-
antwortlich und zukunftsfeindlich. Daher
kann die Pflicht zum Erlernen von zwei
Fremdsprachen in Jahrgangsstufe 11 nicht
in das Belieben eines Schulvorstands
gelegt werden.

Die Zukunft junger Menschen und unse-
res Gemeinwesens darf nicht durch einen
weiteren Leistungsabbau sowie durch
mehr als fragwürdige Verfahren und
Maßnahmen einer fatalen Erleichte-
rungs- und Gefälligkeitspädagogik aufs
Spiel gesetzt werden. Stattdessen müs-
sen Leistung und Leis tungsbereitschaft
wieder in den Fokus des Auftrages des
Gymnasiums rücken.

Gymnasium in Niedersachsen 1/201926

Schul- un
d Bildun

gspolitik

Leistungsbereitschaft sorgt für schulischen Erfolg und damit für Zufriedenheit bei Schülern
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Aus der Arbeit 
der Stufenpersonalräte

Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz – ein Flop für
 Gymnasiallehrkräfte
PhVN fordert Wiedereinführung des Fachgruppenprinzips
Von Cord Wilhelm Kiel

Die Vorhersagen der Vertreterver-
sammlung 2015, die sich mit der
damals geplanten Neufassung des
Niedersächsischen Personalvertre-
tungsgesetzes (NPersVG) beschäftigt
hatte, sind leider bestätigt, ja sogar in
ihren Befürchtungen deutlich übertrof-
fen worden: Zwar hat das neue
NPersVG aufgrund der Vergrößerung
der Stufenpersonalräte eine Stärkung
der demokratischen Teilhabe gebracht,
bleibt jedoch nach Auffassung des Phi-
lologenverbandes Niedersachsen weit
hinter den damaligen Zusicherungen
und den damit geweckten Erwartun-
gen zurück, da es im Schulbereich zu
deutlichen Verschlechterungen ge -
kommen ist, denen kaum irgendwelche
Verbesserungen entgegenstehen. Aus
diesem Grunde haben die Delegierten
des Philologentags 2018 mit über -
wäl tigender Mehrheit eine Resolution
 verabschiedet, welche die Wieder -
einführung des Fachgruppenprinzips
 fordert. 

Denn die Abschaffung des Fachgruppen -
prinzips in den Stufenpersonalräten,
die nur den Schluss zulässt, dass sich
die Landesregierung auch personalver-
tretungsrechtlich gesehen auf dem
Weg in ein Einheitsschulsystem befin-
det, hat sich in der Praxis als für eine
effektive Personalratsarbeit hinder -
liche Änderung erwiesen. Seit der
 Neufassung des NPersVG gibt es keine
Fachgruppen (Gymnasium, Grund -
schule, usw.) mehr – und damit keine
gesonderten Vertretungen des Perso-
nals der einzelnen Schulformen. Statt-
dessen findet in den Stufenvertretun-
gen das für den Schulbereich eher
ungeeignete Gruppenprinzip mit der
Unterteilung in die Gruppe der Beam-
tinnen und Beamten und in die Gruppe
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer Anwendung. Die Stufenperso-
nalräte sind zu einer personalvertre-
tungsrechtlichen Einheitsvertretung
geworden, sodass die Interessen und

Belange der Lehrkräfte der einzelnen
Schulformen, nicht mehr eigenständig
und mit eigenen Vetorechten verse-
hen, durch Kolleginnen und Kollegen
der jeweiligen Schulform vertreten
werden. 

Heute lässt sich sehr eindeutig fest-
stellen: Die Abschaffung der Fachgrup-
pen hat sich in der Praxis als Hindernis
für eine effektive Interessenvertretung
durch die Personalräte erwiesen. Der
Wegfall des Fachgruppenprinzips hat
sich nicht bewährt, die Arbeit in den
Stufenpersonalräten erschwert und
Expertise und Fachkompetenz in der
Praxis durch simplen Regionalproporz
ersetzt. Denn statt der Fachgruppen
gibt es in den meisten Stufenpersonal-
vertretungen nun regionale Arbeits-
gruppen, die sich mit allen Schulen
eines fest definierten Gebiets ungeach-
tet der jeweiligen Schulform befassen
müssen. Vor allem in den Schulbezirks-
personalräten, aber auch im Schul-
hauptpersonalrat müssen vielfach
Lehrkräfte einer völlig fremden Schul-
form über fachliche Belange einer
anderen Schulform entscheiden, wobei
Rechtssicherheit bis in die aktuellste
Erlasslage betreffend die jeweilige
Schulform vom Gesetzgeber und von
den Behörden erwartet wird. Gym -
nasial lehrer müssen sich daher oftmals
schwerpunktmäßig mit Grund- und
Förderschulen, Grundschullehrer mit
Gymnasien, Berufsbildner mit Gesamt-
schulen usw. befassen.

Dies mag zwar im Einzelfall dazu
führen, dass Personalratsmitglieder
aufgrund ihrer räumlichen Wohnsitua-
tion die Schulen, für die sie verant-
wortlich sind, kennen. Insgesamt aber
lässt sich – nach knapp drei Jahren
Erfahrung mit dieser neuen Organisa-
tionsstruktur der Stufenpersonalräte –
konstatieren: 
■    Spezifische Anforderungen der ein-

zelnen Schulen und Schulformen

werden nicht mehr gewahrt. Eine
Expertise bzw. Fachgruppenvertre-
tung wären hingegen – gerade
angesichts immer zahlreicherer
schulformspezifischer Probleme
und Interessen – erforderlich. 

■    Ohne Fachgruppen muss sich jedes
Mitglied eines Stufenpersonalrats
über jeden einzelnen Vorgang voll-
umfassend informieren, um fun-
diert abstimmen zu können – was
aufgrund der Zahl der Maßnah-
men/Fälle (allein aufgrund der
Hunderten von Abordnungen in
den beiden vergangenen Schul -
jahren) insbesondere in den Schul -
bezirkspersonalräten nahezu un -
möglich ist.

■    Nur Fachgruppen gewährleisten
hingegen eine intensive Vorberei-
tung und fachlich fundierte
Abstimmung jeder Maßnahme. 

Die Belange der Betroffenen an den
jeweiligen Schulen werden somit nicht
mehr in dem Maße repräsentiert, wie
dies in anderen Bundesländern der Fall
ist. Im Sinne einer wirklichen, sachge-
rechten und nachhaltigen Personalver-
tretung muss hier dringend gegenge-
steuert, Fehler bei der Gesetzgebung
müssen schnellstens korrigiert werden.

Durch das Aufheben des § 93, Abs. 1
des alten NPersVG ist aber nicht nur
das Fachgruppenprinzip in den Stufen-
vertretungen entfallen. Ebenso sind
gemäß des NPersVG von 2016 in den
Schulpersonalräten die Gruppen
„Beamtinnen und Beamte“ und
„Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer“ zu bilden. Dies ist sachlich auf-
grund der geringen Unterschiede
 zwischen den jeweiligen Gruppen -
mitgliedern hinsichtlich der Maßnah-
men, bei denen die Schulpersonalräte
zu beteiligen sind, nicht geboten und
darüber hinaus bei Gremien dieser
Größe unpraktikabel (so wird die Grup-
pe der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
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nehmer dabei i.d.R. durch eine einzige
Person vertreten). 

Der Philologenverband Niedersachsen
appelliert aus den genannten Gründen
an die Regierungsfraktionen von SPD
und CDU, entsprechende Korrekturen
am NPersVG vorzunehmen, insbeson-
dere das Fachgruppenprinzip in den
Stufenvertretungen (Schulhauptperso-
nalrat und Schulbezirkspersonalräte)
wieder einzuführen sowie die unsinnige
Gruppenbildung (Beamte – Arbeitneh-
mer) in den Schulpersonalräten (nicht

in den Stufenvertretungen) wieder
aufzuheben. 

Außerdem fordert der Verband weiter-
hin deutlich mehr Entlastungsstunden
für die Arbeit der Schulpersonalräte
vor Ort. Eine übergroße Anzahl von
Anträgen, die auf dem Philologentag
2018 einstimmig beschlossen wurden,
legt die Dringlichkeit dieses Problems
nahe: Die Aufgaben der Schulpersonal-
räte sind in den vergangenen Jahren
immer zahlreicher geworden. Die –
geringfügige – Freistellung der Perso-

nalratsmitglieder ist aber überhaupt
nicht erhöht worden. Die Folge: Perso-
nalräte können ihre Arbeit kaum noch
sachgerecht leisten. Und was noch viel
schlimmer ist: Aufgrund des hohen
Arbeitsumfangs der Personalratsarbeit
und der nicht vorhandenen Entlastun-
gen gibt es immer weniger Kollegin-
nen und Kollegen, die bei Personalrats-
wahlen kandidieren. Dadurch gibt es
immer mehr Schulen ohne oder mit
verkleinertem (da z.B. Nachrücker feh-
len) Personalrat – das kann auf keinen
Fall im Sinne des Dienstherrn sein. 

Aus der Arbeit der Stufen
person

alräte

2018 war für die niedersächsischen
Beamtinnen und Beamten ein erfolg-
reiches Jahr. So haben in dem jüngst
vergangenen Jahr diverse Gerichte der
besoldungsrechtlichen Politik des
Dienstherrn Niedersachsens eine Ab -
sage erteilt. Die Geschäftsstelle hat
daher für die Mitglieder im Dezember
zu bestimmten Angelegenheiten auf
unserer Homepage Musterschreiben
zur Verfügung gestellt. Aber auch das
Jahr 2019 wird nicht nur zur Arbeitszeit
ein interessantes Jahr, auch besol-
dungsrechtlich wirft das Jahr schon
positive Schatten voraus.

BVerwG: Niedersächsische
 Besoldung wohl verfassungswidrig
Am 30.10.2018 hat das Bundesverwal-
tungsgericht eine höchst erfreuliche
Zwischenentscheidung getroffen. Die
Besoldung der Beamtinnen und Beam-
ten des Landes Niedersachsen war
nach Ansicht des Gerichts in den ver-
gangenen Jahren offenbar verfas-
sungswidrig zu niedrig bemessen. Das
Bundesverwaltungsgericht hat des-
halb die Verfahren dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Endentscheidung
über die Verfassungswidrigkeit der
Besoldung vorgelegt. 

Bereits 2017 hatte das OVG Lüneburg
festgestellt, dass die Alimentation der
Kläger für das Jahr 2013 mit Art. 33
Abs. 5 GG unvereinbar und demnach
nicht amtsangemessen war und hatte
dieses Verfahren ebenfalls an das Bun-
desverfassungsgericht zur Endent-

scheidung vorgelegt. Die Entscheidun-
gen werden unter Berücksichtigung
des Abstandsgebots Auswirkungen auf
die Besoldungsgruppen der nieder-
sächsischen Lehrerinnen und Lehrer
haben. 

BVerfG: Regelungen zur Besoldung
bei begrenzter Dienstfähigkeit
 verfassungswidrig
Das Bundesverfassungsgericht hat in
seinem am 14. Dezember veröffentlich-
ten Beschluss (Az. 2 BvL 3/15) festge-
stellt, dass die niedersächsischen Rege-
lungen zur Besoldung bei begrenzter
Dienstfähigkeit verfassungswidrig
sind. Konkret heißt das, dass die Rege-
lung des § 24 Abs. 1 NBesG a.F. und
dementsprechende § 12 Abs. 1 bis 3
NBesG n.F. nicht mit Art. 33 Abs. 1 GG
vereinbar sind.

In der Grundkonstellation wird bislang
derjenige, der wegen gesundheitlicher
Einschränkung nur noch begrenzt
Dienst leistet so besoldet, dass er
 mindestens Dienstbezüge erhält, die
gewährt worden wären, wenn die
Beamtin bzw. der Beamte in den Ruhe-
stand getreten wäre. Gleichzeitig wird
ein Zuschlag zu den Bezügen im Rah-
men der begrenzten Dienstfähigkeit
geleistet. Dies geschieht wie folgt:
zunächst werden mit dem Amt ver-
bundenen Vollzeitbezüge entspre-
chend den gesetzlichen Regelungen so
gekürzt, wie im gleichen Verhältnis die
Arbeitszeit tatsächlich gekürzt ist.
 Faktisch werden so bei bestehender

Restdienstfähigkeit von 50 % grund -
sätzlich die Dienstbezüge um 50 %
gekürzt. Auf diesen Betrag wird dann
ein Zuschlag nach verschiedenen
Berechnungsmethoden gewährt. Und
genau diese Berechnungsmethode ist
verfassungswidrig.

Das BVerfG stellte fest, dass die be -
grenzt dienstfähigen Beamtinnen und
Beamten aktive Beamte sind, die Besol-
dung und keine Versorgungs bezüge
erhalten, wenn das fiktive Ruhegehalt
als Bemessungsgrundlage herangezo-
gen wird. Die Herabsetzung der
Arbeitszeit bei begrenzt dienstfähigen
Beamten ist allerdings bei funk tionaler
Betrachtung mit einer teil weisen Zur-
ruhesetzung vergleichbar. Die dienstli-
che Stellung der begrenzt dienstfähi-
gen Beamten unterscheidet sich von
derjenigen anderer Beamter lediglich
im zeitlichen Umfang der Dienstlei-
stungspflicht. Deshalb habe sich der
Besoldungsgesetzgeber an der von ihm
selbst für amtsangemessen erachteten
Vollzeitbesoldung zu orientieren.

Dem Land Niedersachsen ist daher
 aufgegeben worden, eine verfassungs-
konforme Regelung mit Wirkung spä-
testens vom 1. Januar 2020 zu treffen.
Die zu erwartende Änderung in 2019
werden wir im Rahmen der Ver-
bandsanhörung natürlich prüfen.

Hinweise des NLBV zur altersdis-
kriminierenden Besoldung
„Falls sich aus einer höchstrichter -

Aus der Rechtsprechung
von Marta Kuras-Lupp
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Grenzen überschreiten: Englisch und Religion
Von Cord Wilhelm Kiel

Dr. Jens-Peter Green, Oberstudiendirektor a.D., war Assistent für Didaktik der Englischen Sprache an der Universität Osnabrück,
Abt. Vechta, Fachberater für Englisch bei der Bezirksregierung Weser-Ems, Fachberater für Deutsch in Madison, Wisonsin und
Dezernatsleiter am Niedersächsischen Landesinstitut für Lehrerfortbildung , Lehrerweiterbildung und Unterrichtsforschung (NLI),
dem Vorläufer des NLQ. Anschließend leitete er das Alte Gymnasium Oldenburg, die Deutsch-Schweizerische Internationale Schule
Hongkong und das Albertus-Magnus-Gymnasium Friesoythe. Er führte das bilinguale Deutsche Internationale Abitur in Hong-
kong ein und ist einer der Initiatoren des Netzwerks Bilingualer Religionsunterricht. Wir haben ihn zu seinen Erfahrungen mit
bilingualem Unterricht befragt.

lichen Entscheidung mit Bindungswir-
kung für das Land Niedersachsen erge-
ben sollte, dass die rückwirkend zum
01.09.2011 erfolgte Umstellung auf die
Erfahrungsstufen-Systematik nicht
dazu führte, Schadensersatzansprüche
wegen Altersdiskriminierung zu besei-
tigen, werden sämtliche Widersprüche
nach Maßgabe dieser Entscheidung
behandelt“. 

Das bedeutet, dass diejenigen, die
bereits Widerspruch eingelegt hatten,
nicht weiter unternehmen müssen.
Diejenigen, die noch keinen Wider-
spruch eingereicht haben, sollten dies
tun.

Land Niedersachsen: Wegfall der
Kürzung des Beihilfemessungs -
satzes bei Beitragszuschüssen
Der Niedersächsische Landtag hat am
10. Dezember 2018 die Streichung des 
§ 80 Abs. 5 Satz 4 NBG mit Wirkung
vom 1. Januar 2019 beschlossen. Damit

wurde eine langjährige Forderung
unserer Dachorganisation des NBB
Niedersächsischer Beamtenbund und
Tarifunion umgesetzt. Damit entfällt
die Regelung, dass sich der Bemes-
sungssatz um 20 % verringert, wenn
ein Zuschuss zur privaten Krankenver-
sicherung in Höhe von mindestens 41
Euro monatlich gewährt wird. Die
Streichung wurde mit dem Gesetz zur
Einführung einer Familienpflegezeit
für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen
und Richter sowie zur Änderung dien-
strechtlicher Vorschriften beschlossen.
Für Aufwendungen, die ab dem 1. Janu-
ar 2019 entstehen, ist die Höhe eines
Zuschusses zur privaten Krankenversi-
cherung beihilferechtlich nicht mehr
relevant. Betroffene, die aufgrund der
bisherigen Regelung nach § 46 Abs. 1
SGB I auf einen Teil ihres Beitragszu-
schusses verzichtet haben, können die-
sen Verzicht ab sofort für die Zukunft
widerrufen und somit wieder den
ihnen zustehenden vollen Zuschuss

ohne Auswirkungen auf die Höhe des
individuellen Beihilfebemessungssat-
zes erhalten.
Für die Rücknahme des Verzichts finden
Sie ein Musterschreiben auf unserer
Homepage.

BVerwG: Beamten steht Anspruch
auf Funktionszulage bei gleich -
zeitiger Beförderungsreife zu
Das Bundes verwaltungs gericht hat am
13. Dezember 2018 entschieden, dass
Beamte die Funktionszulage für
Vakanzvertretungen höherwertiger
Ämter erhalten können, aber nur wenn
sie gleichzeitig die laufbahnrechtlichen
Voraussetzungen für die Wahrneh-
mung dieser Ämter erfüllen. Dies gelte
auch dann, wenn ein Dienstherr in
großem Umfang Beamte ohne eine
solche Beförderungsreife mit Vakanz-
vertretungen beauftragt. Die gesetz -
lichen Voraussetzungen der Zulagen-
norm gegeben sein müssen, um den
Zulagenanspruch zu begründen.

Herr Dr. Green, Sie sind seit mehr als drei Jahren pensioniert
und engagieren Sie sich für das Netzwerk Bilingualer Religi-
onsunterricht. Warum?

Ich bin seit meinem Studium ein Grenzgänger zwischen Reli-
gion und Englisch. Als ich meine Examenslehrprobe in einem
Religionskurs „Asiatische Hochreligionen“ vorbereitete, habe
ich bedauert, dass ich keinen kurzen literarischen Text fand,
der auf der affektiven Ebene zeigte, wie sich das indische
Kastenwesen auf die Menschen auswirkt. Ich habe lange
weitergesucht, und als ich endlich Texte fand, habe ich sie
sowohl für den Religions- als auch den Englischunterricht
genutzt. Es ist kein Zufall, dass die Kastenproblematik in
einem Englischbuch auftaucht, an dem ich mitgearbeitet
habe. Englische Texte im Religionsunterricht und Religi-
onsthemen im Englischunterricht – das ist so etwas wie ein
roter Faden in meinem Berufsleben. Dr. Jens-Peter Green 



Wo und wann sind Sie mit bilingualem Unterricht in
Berührung gekommen?

In den 1980er Jahren, als ich Fachberater für Deutsch als
Fremdsprache im Mittleren Westen war. In Milwaukee gab
es verschiedene magnet schools – das waren Schulen mit
einem besonderen Unterrichtsangebot, z.B. Deutsch oder
Spanisch als Unterrichts- und Schulsprache. Das besondere
Schulprofil sollte wie ein Magnet Familien anziehen und
dazu bringen, freiwillig Schulbusfahrten quer durch die
Stadt auf sich zu nehmen und so zur Rassenintegration bei-
zutragen. Das Deutschniveau an der Schule in Milwaukee
war beeindruckend, und das hat mich dazu gebracht, mich
intensiver mit Immersionsunterricht zu beschäftigen. Ich
war sehr froh, als ich bei meiner Rückkehr nach Niedersach-
sen 1990 gefragt wurde, ob ich mir vorstellen könne, an das
NLI zu wechseln und u.a. die Fortbildung für bilingualen
Unterricht zu konzipieren. Das war eine spannende Zeit.

Inwiefern?

Niedersachsen hat bei der Einführung des fremdsprachigen
Sachfachunterrichts auf einen Bottom-up-Ansatz gesetzt.
Bilingualer Unterricht wurde auf Initiative von Lehrkräften
aus der Schulpraxis heraus entwickelt; die beteiligten Lehre-
rinnen und Lehrer hatten viele Freiräume. Das war Segen
und Fluch. Die Verlage hatten den bilingualen Markt noch
nicht entdeckt; die Lehrkräfte mussten alles selbst entwickeln.
Einzelkämpfertum hätte da nicht weit geführt. Wir haben
deshalb regelmäßig Arbeitstagungen auf Bezirks- und
 Landesebene durchgeführt, Materialien entwickelt und
 ausgetauscht. 

Das Fach Religion spielte dabei aber keine Rolle? 

Sie haben recht. In den Anfangsjahren gab es große Skepsis
gegenüber Religion als bilingualem Fach. Da ging es um
Geschichte, Erdkunde und Biologie. Von Religion war nicht
die Rede. Man dachte, religiöse Themen seien zu persönlich,
diese könnten die Schülerinnen und Schüler nur in der Mut-
tersprache behandeln. 

Und das sieht man jetzt anders?

Ja, denken Sie nur an die Bedeutung englischer Popmusik für
das Lebensgefühl von Jugendlichen. Inzwischen weiß man,
dass Verfremdung durch eine andere Sprache Spielräume für
Distanzierung und Reflexion eröffnet. Ein schönes Beispiel hat
eine Nürnberger Lehrerin bei unserem letzten Netzwerktref-
fen gegeben. In ihrem englischsprachigen Seminarfachkurs –
in Bayern heißt das Wissenschaftspropädeutisches Seminar –
ging es um Versöhnungsprozesse in Südafrika, bei denen die
Kirchen eine zentrale Rolle gespielt haben. Und dann disku-
tierten die Nürnberger Schülerinnen und Schüler plötzlich
darüber, wie Aussöhnung nach dem zweiten Weltkrieg in
Deutschland vonstattenging. In Nürnberg liegt das ja ange-
sichts des Dokumentationszentrums Reichsparteitagsgelände
nahe. Die Auseinandersetzung mit einer fremden Wirklichkeit
in einer fremden Sprache führt zur Reflexion über das eigene
Land, die eigene Stadt und was man für das eigene Leben ler-
nen kann – das ist, was guter Fremdsprachen unterricht und
guter bilingualer Religionsunterricht  leisten können.

Gibt es denn Schulen, die bilingualen Religionen anbieten?

Es gibt sie in verschiedenen Bundesländern, und nicht nur
an Gymnasien, sondern auch an Realschulen, berufsbilden-
den Schulen und Grundschulen. Es sind noch nicht sehr
viele, aber es werden mehr. Ein Überblick findet sich auf der
Internetseite des Netzwerks (www.biliru.de). 

Die Zeit ist jetzt reif für bilingualen Religionsunterricht.
Ohne religiöse Kenntnisse versteht man viele Konflikte
nicht, die die Welt in Atem halten. Religiöse Bildung braucht
man auch, um sich auf dem Markt der Sinnangebote
zurechtzufinden, und wenn man als Ferntourist fremden
Religionen begegnet, muss man nachfragen, wenn man
etwas nicht versteht. Wir leben in einer Zeit, wo es – privat
und beruflich – zu mehr Begegnungen von Menschen unter-
schiedlicher religiöser und weltanschaulicher Prägung
kommt. Viele von diesen Begegnungen finden in der inter-
nationalen Verkehrssprache Englisch statt. Junge Menschen
müssen sich deshalb nicht nur über geographische, ge -
schichtliche und biologische Themen verständigen können.
Sie müssen auch lernen, über religiöse, ethische und lebens-
bezogene Fragen auf Englisch zu sprechen. Das ist ein wich-
tiger Teil interkultureller Kompetenz. Das weiß jede Eng-
lischlehrkraft, die bei einem Schüleraustausch in den USA
amerikanischer Religiosität begegnet ist. 

Wie ist die Situation des bilingualen Religionsunterrichts in
Niedersachsen?

Die niedersächsischen Materialien für kompetenzorientierten
Unterricht im Sekundarbereich I – Bilingualer Unterricht aus
dem Jahr 2014 stellen ganz ausdrücklich fest, dass grundsätz-
lich jedes Fach für bilingualen Unterricht in Be tracht kommt.
In diesem Zusammenhang wird auf Planungen im Fach Reli-
gion verwiesen. Inzwischen sind wir weiter. Konfessionell-
kooperativen bilingualen Religionsunterricht gibt es am
 Lessinggymnasium Braunschweig, am Gymnasium Isern -
hagen und an der Europaschule Gymnasium Westerstede.
Und wenn man einen weiten Begriff bilingualer Religions -
angebote zugrunde legt, sind es noch mehr Schulen.

Was meinen Sie mit „weitem Begriff bilingualer Religions-
angebote“?

Es gibt nicht nur englischsprachigen Religionsunterricht. Es
gibt auch deutschsprachigen Religionsunterricht, der engli-
sche Texte in der Originalsprache einsetzt und auf Deutsch
bespricht, so wie ich das bei dem Kastenwesen und anderen
Themen in meinem Religionsunterricht getan habe. Engli-
sche Texte im deutschen Sachfachunterricht sind eine hervor -
ragende Möglichkeit, Sprachmittlung aus dem Englischen ins
Deutsche zu üben, und das gilt nicht nur für Religion, sondern
auch für andere Sachfächer. 

Bilingualer Religionsunterricht kann jahrgangsbezogen oder
themenbezogen modular erteilt werden. Denkbar sind auch
Projekte im Rahmen von Arbeitsgemeinschaften, Projekt -
tagen, Schulpartnerschaften oder Schulnetzwerken. Im Rah-
men des Erasmus Plus-Programmes gibt es da bundesweit
sehr eindrucksvolle Projekte. Die St. Ursula-Schule in Hannover
z.B. führt internationale interreligiöse Begegnungen zum
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Thema „Religionen für den Frieden in Europa“ durch und
berichtet darüber auf ihrer Schulwebseite (Projekte – St
Marienthal). Auf YouTube findet man Videos dazu.

Und dann gibt es Schulen mit fächerübergreifenden Profil-
fächern, in denen Religion vertreten ist. Das Marianum in
Meppen z.B. hat in den Jahrgängen 8–10 ein Profil „Persön-
lichkeit und Gesellschaft“, das in halbjährigem Wechsel
bilingual erteilt wird. In Baden-Württemberg bietet ein
Gymnasium das bilinguale Oberstufenfach „Wirtschaft und
Verantwortung/Business and Society“ an.

Sie erwähnten das Beispiel des Nürnberger Seminarfach -
kurses. Gibt es ähnliche Beispiele auch in Niedersachsen?

Ja, ein naheliegendes Seminarfachthema sind religiöse
 Konflikte und Friedensanstrengungen. Das Gymnasium
Nenndorf hat einen Kurs zum Thema „World Religions and
World Peace“ durchgeführt, und ich habe in meinem letzten
Jahr in Friesoythe einen Kurs „Life in a Globalised World:
Clash or Dialogue of Religions?“ gehalten. Das hat viel Spaß
gemacht und war ein schöner Abschluss meiner Unterrichts -
tätigkeit. Im Folgejahr hat dann eine Kollegin mit der Fächer-
kombination Politik/Englisch den Kurs unter dem Thema
„Facing Global Challenges“ fortgeführt. Über meine Unter-
richtserfahrungen habe ich im vorigen Jahr in der PRAXIS
Fremdsprachenunterricht geschrieben. Schade, dass ich
keine zweite verbesserte Auflage meines Kurses ausprobie-
ren kann, aber es gibt ja jüngere Lehrerinnen und Lehrer…
Spannend fände ich übrigens auch eine Zusammenarbeit
mit dem Musikunterricht. Ein gutes Beispiel ist Bob Dylans
Klassiker „A Hard Rain’s A-Gonna Fall“. Anregungen dazu fin-
den in den Noten & Notizen der VDS-Bezirks-AG Oldenburg-
Wilhelmshaven-Syke (November 2018).

Was würden Sie Schulen raten, die sich für bilingualen
 Religionsunterricht interessieren?

Zunächst einmal, sich mit anderen Schulen zu vernetzen.
Das Netzwerk Bilingualer Religionsunterricht ist länder-,
konfessions- und schulformübergreifend und umfasst Leh-
rende aus Schule und Hochschule. Wesentliche Ziele sind
Materialentwicklung und Materialaustausch, so wie wir es
bei der Einführung des bilingualen Unterrichts in Nieder-
sachsen getan haben. Es wäre völlig unökonomisch, wenn
jede Schule versuchte, das Rad neu zu erfinden. Viel schöner
und einfacher ist es, zusammenzuarbeiten und voneinander
zu lernen.

Als zweites rate ich, sich nicht zu übernehmen und klein
anzufangen. Ein Modul in einem Jahrgang ausprobieren –
das kann man schaffen. Oder man bietet einen bilingualen
Seminarfachkurs an. Das geht auch ohne bilingualen Vor-
lauf, und Schülerinnen und Schüler, die daran interessiert
sind, ihre Englischkenntnisse im Seminarfach zu verbessern,
gibt es an jeder Schule. Interessant fände ich auch Versuche
mit bilingualen Religionsangeboten im Rahmen von Projekt-
tagen. Man könnte z.B. einen professionellen storyteller zum
Thema „Legends from around the world“ einladen. Der
didaktischen Fantasie sind keine Grenzen gesetzt!

Wie kann man mit dem Netzwerk Kontakt aufnehmen?

Das Netzwerk hat eine Internetseite, die in Kürze neugestal-
tet wird (www.biliru.de). Dort findet man Informationen über
die Netzwerktreffen und Hinweise auf relevante Veröffentli-
chungen zum bilingualen Religionsunterricht und zu Religi-
onsthemen im Englischunterricht. Wer Mitglied werden
möchte kann sich per E-Mail an Professor Manfred Pirner
wenden: manfred.pirner@fau.de. Ich freue mich auch über
jede Kontaktaufnahme, aber wir haben im Netzwerk die Ver-
einbarung, dass der Erstkontakt über Professor Pirner läuft. 

Noch eine persönliche Frage: Sie sind viel in der Welt herum-
gekommen – haben Sie auch persönlich eigene Erfahrungen
mit anderen Religionen gemacht, die für Sie interessant,
womöglich auch inspirierend waren?

Auf jeden Fall. Wir haben in unserer Zeit in Wisconsin zwei
sehr unterschiedliche Gemeinden erlebt – eine fundamenta-
listische lutherische Gemeinde, die uns sehr fremd war, und
eine liberale presbyterianische, in der wir uns sehr wohl
gefühlt haben. Meine Frau schwärmt noch heute von dem
Konfirmandenunterricht unseres Sohnes. Einmal im Monat
haben die Konfirmanden eine Gemeinde einer anderen
Denomination besucht, und dann gab es als Höhepunkt eine
Exkursion nach Chicago, bei der sie in einer Tafel für Obdach-
lose und beim Hausbau für benachteiligte Familien mitge-
holfen haben. 

Und wie war es in Asien?

Da haben wir vieles zunächst überhaupt nicht einordnen
können. In Südostasien z.B. gab es überall Bilder und Tänze
zu Episoden aus dem indischen Ramayana-Epos. Wir haben
gesehen und doch nicht gesehen. Erst als wir uns mit der
Geschichte von Rama und Sita näher beschäftigt haben,
haben wir die fremde Bildwelt zumindest ansatzweise ver-
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standen. Wir haben auch gesehen, wie viel komplexer ge -
lebte Religion ist als die, die man aus den Religionsbüchern
kennt. Wenn man z.B. die Geisterhäuschen in Thailand sieht,
wird einem schlagartig klar, dass der thailändische Buddhis-
mus nicht der idealtypische Theravada-Buddhismus der Reli-
gionsbücher ist. Er enthält Elemente einer viel älteren, vor-
buddhistischen Volksreligion. Und wenn man besser verste-
hen will, was man sieht, muss man die Leute fragen oder
sich Literatur besorgen. Das geschieht dann in aller Regel auf
Englisch. Womit wir wieder beim Thema „Bilingualer Religi-

onsunterricht“ sind. Bei den deutschen Schülerinnen und
Schülern in Hongkong war es übrigens vergleichsweise ein-
fach, Religionsthemen anzusprechen. Die Jugendlichen
waren mit ihren Eltern viel gereist und wollten verstehen,
was sie an fremden Religionen erlebt hatten. Und wenn die
Familien länger in Asien gelebt hatten, waren sie nicht sel-
ten von chinesischem Feng-Shui-Denken beeinflusst. Ein
gutes Beispiel für Patchwork-Religiosität. Globalisierung gibt
es auch in der Religion. 
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Klassenarbeiten sind ein wichtiger,
Ärger, Stress und Konflikte auslösender
Bestandteil des Schulalltags. Die Pro-
zesse rund um ihre Korrektur jedoch
vollziehen sich, insbesondere für Eltern
und Schüler, weitgehend im Verborge-
nen. Dr. Bernd Hauck, geboren 1954 in
Alsfeld (Oberhessen), arbeitete als
Lehrkraft und Didaktischer Leiter einer
Integrierten Gesamtschule in Nieder-
sachsen und lebt heute als Autor von
wissenschaftlichen und literarischen
Texten in Lengede. Der Autor lädt des-
halb ein zu einer spannenden Ent-
deckungsreise in die Arbeits- und
Erfahrungswelt korrigierender Lehre-
rinnen und Lehrer. Essayhafte Texte mit
wissenschaftlichem Anspruch stehen
dabei neben satirischen Exkursen über
mehr oder minder kuriose Aspekte der
Korrekturarbeit. Gemeinsam ist allen
Texten der Anspruch, die Korrekturar-
beit konsequent aus der Perspektive

der agierenden Lehrkräfte, ihrer
Arbeitsstrategien, Befindlichkeiten und
Emotionen zu analysieren.

Mit dieser Hinwendung zu den ver-
schiedenen Facetten der alltäglichen
Korrekturarbeit gelingt es dem Autor
nicht nur, eine Lücke in der pädagogi-
schen Fachliteratur zu schließen, son-
dern auch einem breiteren Publikum
informative und vergnügliche Lektüre-
Erlebnisse zu einem wesentlichen Ele-
ment unserer Schulrealität zu bereiten.
Für Gymnasiallehrkräfte dürfte beson-
ders der „Reisebericht aus Absurdistan:
Korrekturarbeit im Zeitalter des Zen-
tralabiturs“ von Interesse sein: Hier hat
der Autor gleichsam im Selbstversuch
minutiös die Arbeitsschritte und den
Zeitaufwand aufgelistet, die bei der
Korrektur einer Abiturprüfungsklausur
im Frühjahr 2016 angefallen sind.

Parallel zum auch als E-Book verfügba-
ren Buch bietet der Autor Lesungen
sowie Diskussionsveranstaltungen
zum Thema „Lust und Last des Korri-
gierens“ an.

Lust und Last des Korrigierens

Bernd Hauck: Lust und Last des
 Korrigierens. Einblicke in ein unbeachte-
tes Aufgabenfeld des Lehrerberufs.
 Norderstedt 2018; Verlag BoD, 
ISBN: 978-3-7528-2705-7, 13,99 €
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Der vielen „Philologen“ bekannte ehe-
malige Abteilungsdirektor Klemens
Weilandt hat sich wieder mit spitzer
Feder und geschultem Auge des ehe-
maligen Gymnasiallehrers ans Werk
gemacht. Zum vierten Mal nimmt er
sich in ironischer, mitunter aber auch
sarkastischer Art und Weise der „Miss -
handlung“ der deutschen Sprache an.
Dabei merken Leserinnen und Leser
sehr schnell, was den Autor besonders
umtreibt und geradezu verzweifeln
lässt: Sprachpfusch, Stilblüten, Bläh-
sprache, verquere Grammatik, ja mit-
unter sogar ganz offensichtliche Fehler,
die in vermeintlich „guten“ bzw. „seriö-
sen“ Publikationen wie der F.A.Z. oder
auf Texttafeln der öffentlich-rechtli-
chen Sendeanstalten zu finden sind. 

Klemens Weilandt, geboren 1938, war
Gymnasiallehrer und Schulleiter, leitete
in Hannover die Schulaufsicht über die
Gymnasien und von 1990 bis 2003 die
gesamte Schulabteilung der Bezirks -
regierung. Seit 2003 lebt Klemens Wei-
landt im Ruhestand und ist als Autor
tätig. Im Jahr 2005 veröffentlichte er
„Deutsch – oder so“, es folgten „Blü-
tenlese“ (2008) und „Nachgelesen“
(2011). Die genannten Werke beschäfti-
gen sich mit dem „Leib- und Magen -
thema“ Weilandts: Mit der deutschen
Sprache bzw. mit ihrer „Verhunzung“
durch fehlerhafte Grammatik, Stilblü-
ten oder schlicht und einfach Stumpf-
sinnigkeiten, mit denen professionelle
Autoren und Journalisten unsere
eigentlich so schöne Sprache „auf-
blähen“ und „verpfuschen“. 

Nach einem thematischen Ausflug in
neue bzw. unbekannte Gefilde – „…als
ob die Hölle los sei: Das Tagebuch des
Kanoniers Heinrich Bartel 1914-1918“
(2014) hatte ein historisches Sujet – ist
vor kurzem das neueste, nunmehr vier-
te Werk zum Thema „Deutsch“ aus der
Feder des unverändert kritischen und
aktiven Philologen erschienen. Und
genau an dieser Stelle lässt sich das
Lob – oder andersherum: die Kritik – an
„Lesefrüchte“ festmachen: Für Leser
der ersten drei Bücher bietet „Lese-

früchte“ viele neue Beispiele von
Sprachverpfuschung, thematisch aber
nichts wesentlich Neues. Frappierend
ist die Auswahl vieler erschütternder
Beispiele von Sprachverfehlungen, die
im öffentlichen Raum für eine umfang-
reiche Leserschaft – und offenbar ohne
jegliches Korrektiv – zu lesen waren,
auf jeden Fall. Dies sind interessante,
zum Teil auch neue Eindrücke der
Sprachverrohung. Es finden sich aber
auch aus den vorherigen Werken hin-
länglich bekannte Inhalte wie der –
 leider in der Tat immer mehr um sich
greifende – „Deppenapostroph“ oder
die (zu häufig) im Buch immer wieder
auftauchenden Beispiele einer unkor-
rekten Aufzählung (es heißt eben nicht
der „Innen- und Justizminister“, son-
dern „der Innen- und der Justizminis -
ter). 

„Lesefrüchte“ ist eine Freude also für
alle „Stammleser“ des Autors. Wem
allerdings die ersten drei Bücher Wei-
landts nicht gefallen haben, der wird
auch mit dem neuen Buch keine Freu-
de haben, denn Aufbau und Inhalt fol-
gen dem bekannten Muster der vor -
herigen Werke. Einige Neuigkeiten gibt
es aber doch – und die treffen (um
selbst eine gängige Stilblüte zu benut-
zen) „den Nagel auf den Kopf“. Da ist
zum Beispiel das immer mehr um sich
greifende „Hallogen“. Gemeint ist, dass
als Begrüßungsformel fast immer und
überall nur noch ein flapsiges „Hallo“
dahergemurmelt wird, was früher
schlichtweg ein Zeichen von Unhöf-
lichkeit war. Auch die mitunter gerade
aberwitzigen Stilblüten des „Gender-
Wahns“ bekommen ihre (verdiente!)
scharfzüngige Kommentierung („die
Regierung bevorzugt eine Ökonomin
weiblichen Geschlechts“ – als ob eine
„Ökonomin“ nicht immer weiblich
wäre) oder auch die alberne Ange-
wohnheit von Nachrichtensprechern,
„Deutsche“ besonders hervorzuheben,
die offensichtlich aber nicht zur Gat-
tung Mensch gehören („dabei starben
150 Menschen und mindestens 72
Deutsche“). Auch das Kapitel „moder-
nistische Torheiten“ ist neu und des-

halb unbedingt lesenswert, denn es
hinterfragt die inflationär gebrauchte
Verwendung von Modewörtern wie
„brutal“ (man achte auf Sportlerinter-
views!), „abgesegnet“, „eskaliert“ oder
„Ikone“. Denn was hat zum Beispiel
„BVB-Ikone Marco Reus“ mit dem um
sich greifenden „Ikonenspuk“ zu tun?

Im Buch werden jeweils Beispiele
 verfehlter Sprachbenutzung zuerst
gezeigt und dann genüsslich kommen-
tiert. Die Beispiele an sich sind oft
schon amüsant („verheiratet mit zwei
Kindern“ – also Kinderehe), die Kom-
mentierung ergänzt dann das Lese-
vergnügen bis hin zu scharfen, mitun-
ter gnadenlosen Schlussfolgerungen
am Ende der Kapitel. Klemens Wei-
landts bevorzugte Quellen sind die
Frankfurter Allgemeine Zeitung (die ja
eigentlich den Anspruch erhebt, beson-
ders korrekt und anspruchsvoll zu
schreiben!) und Videotexttafeln der
öffentlich-rechtlichen Sender (wer
diese schon einmal genau gelesen hat,
kann verstehen, dass einem Sprach-
freund jene Einlassungen oft sauer
aufstoßen). Vereinzelt werden auch
„Profil“, die Zeitschrift „unseres“ DPhV,
und Mitteilungen der Jungen Philolo-
gen zitiert. Selbstverständlich inklusive
der Bemerkung, dass doch Gymnasial-
lehrer und Menschen, die sich aus
„Liebe zur Sprache“ als „Philologen“
bezeichnen, in der Lage sein sollten,
korrektes Deutsch zu benutzen. Wie
auch immer – wir trauen uns, dieses
Buch wärmstens zu empfehlen, und
sind gespannt, ob auch „Gymnasium in
Niedersachsen“ in der nächsten Publi-
kation unseres Verbandskollegen
zitiert wird. 

Cord Wilhelm Kiel

Humorvolle, aber auch sprachlos 
machende „Lesefrüchte“

Klemens
 Weilandt: 
Lesefrüchte:
Von der
geschliffenen
zur geschleif-
ten Sprache.
Taschenbuch, 
1. Auflage:
 Paderborn

2018, 379 Seiten, IFB Verlag Deutsch
Sprache, ISBN: 978-3942409759, 
21,50 €
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Schulen in Niedersachsen

Ergebnisse der Glücksforschung zeigen, dass subjektives
Wohlbefinden nur bedingt mit materiellem Wohlstand zu
tun hat. Wenn die Grundbedürfnisse erst einmal gedeckt
sind, dann werden wichtig: Leidenschaft/Sinn, Gesundheit/
Fitness, Gemeinschaft/ Erlebnis. „Wenn wir im Einklang mit
uns selbst sind, brauchen und verbrauchen wir weniger,
erzeugen aber mehr Sinn“ (Dominik Veken). Hieraus ergibt
sich ein neuer Bildungsansatz, der zur Entlastung der
Umwelt beitragen kann. Im Projekt soll ein solcher, Glück
und Nachhaltigkeit fördernder Bildungsansatz für die
Umsetzung in Programmen für Jugendherbergen und Schu-
len erarbeitet werden. Der modulare Aufbau ermöglicht
 Bildungsangebote von drei Unterrichtsstunden bis zu meh-
reren Tagen. Die Zielgruppe sind Jugendliche im Alter von 
12 bis 18 Jahren. 

In Schulungen werden Lehrkräfte auf die Durchführung der
Programme vorbereitet. An der ersten bundesweiten Schu-
lung im November in Berlin nahmen auch vier Kollegen des
Albert-Einstein-Gymnasiums Hameln (AEG) teil. Das AEG ist
Kooperations- und Pilotschule des Projekts „Glück und Nach-
haltigkeit“ in Niedersachsen und wird die Unterrichtselemen-
te zur „Reise ins Glück“ sukzessive in den Unterricht einbin-
den. Damit wird das AEG neben seinen Titeln u.a. als Europa-
schule und Grüne Schule auch eine nachhaltige Schule –
eine „Glücks-Schule“ eben. 

Im Projekt werden viele verschiedene Methoden angewendet,
neue Ansätze entwickelt sowie bereits erprobte Methoden
zur Veränderung von Haltungen und Verhalten transferiert,
z. B. aus dem systemischen Coaching und der Glücksbildung.
Das Konzept zielt durch das Verbinden von Sinnstiften und

positiven Gefühlen darauf ab, die Motivation für nachhaltiges
Verhalten zu verstärken. Neu ist insbesondere die Verbin-
dung von Persönlichkeitsbildung und Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung. Der vermeintliche Gegensatz zwischen
einem nachhaltigen Lebensstil und der persönlichen Lebens-
qualität löst sich auf. Es sollen eine erlebnisorientierte
Umweltbildung sowie die persönliche Zufriedenheit und
Lebenskompetenz gefördert werden. Diese werden im Pro-
zess anhand von Nachhaltigkeitskriterien und Gruppener-
lebnissen in der Natur, bei denen die Einfachheit und das
Wesentliche in Wert gesetzt werden, reflektiert. Die Teilneh-
mer definieren dabei die Ziele für eine Veränderung des per-
sönlichen Lebensstils selbst, dies fördert deren tatsächliche
Umsetzung. 

Das Projekt wurde vom Hauptverband des Deutschen Jugend -
herbergswerks (DJH) initiiert und wird vom Umweltbundes-
amt und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit unterstützt. Methoden und Materia-
lien wurden in Zusammenarbeit mit dem Potsdam-Institut
für Klimafolgenforschung, der Pädagogische Hochschule
 Ludwigsburg, mit Unternehmensphilosophen und -beratern,
sowie Erlebnispädagogen erarbeitet. In verschiedenen
Jugendherbergen des DJH kann das Projekt gebucht und
durchgeführt werden. Erste Erfahrungen wurden bereits an
der JH Paderborn gemacht, aber auch in zahlreichen weiteren
Jugendherbergen läuft im kommenden Jahr die Erprobung
bzw. Umsetzung des Projektes in die Praxis an.

Mit dem „Glücksmethodenkoffer“ stehen den Teamern und
Lehrkräften alle Informationen und Methoden zur Verfügung,
die für die Programme „Reise ins Glück“ benötigt werden.

Dazu gehören Informationen zum Projekt, zum pädago-
gischen Grundkonzept, zu dem Auftrag „Finde das gute
Leben“ und Etappenkonzept und zu den Modellreisen
und Musterausschreibungen. Der Glücksmethodenkof-
fer“ enthält zusätzlich das gesamte Methodenset mit
den Methoden karten, Hintergrundinformationen (Foli-
ensammlung), Nachhaltigkeits-Videos sowie die Spiele
„Fleisch oder Fahrrad – Tausch dich glücklich!“, „Lebens-
kompetenz- und Gesundheitskompass – Tausch dich
fit!“ und das „Konsum-Quiz“. 

Es handelt sich um einen Programmbaukasten, der je
nach Rahmenbedingungen (Zielgruppe, Alter, Zeitbud-
get, Betreuungsaufwand, Schwerpunktsetzung, Natur-
raum etc.) sehr flexibel eingesetzt werden kann. Das
Programmziel ist erreicht, wenn die Jugendlichen fol-
gendes „Aha-Erlebnis“ haben: Wer glücklicher ist, agiert
nachhaltiger! Wer nachhaltiger agiert, wird glücklicher!
Nicht immer, aber häufiger als man glaubt…

Reise ins Glück – Einfach richtig gut leben lernen
Albert-Einstein-Gymnasium Hameln niedersächsische Pilotschule
Von Cord Wilhelm Kiel und Jochen Dallmer
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Projektleiter Jochen Dallmer und Ines Blumenthal, Potsdam-Institut für
 Klimafolgenforschung 



Unterricht und Unternehmen in Partner-
schaft – so lässt sich wohl die jüngste
Zusammenarbeit zwischen der Ober-
schule Dinklage mit gymnasialem Zweig
und der Unternehmensgruppe Bröring
aus Dinklage im Kreis Vechta zwischen
Osnabrück und Bremen beschreiben.
„Kurs Zukunft“ heißt offiziell die be -
schlossene Kooperation, bei dem es 
sich um einen regen Austausch „Hand 
in Hand“ handelt. Schulleiter Josef
 Kalvelage und Lehrkräfte der Fachbe -
reiche Arbeit und Wirtschaft, des Profils
Gesundheit und Soziales sowie des Pro-
fil Technik haben jetzt das Unternehmen
vor der eigenen Haustür besucht, um
erste Eindrücke für ihren Unterricht zu gewinnen. Beim
„Kurs Zukunft“ handelt es sich offiziell um eine Teilinitiative
des Fachkräftebündnis Nordwest zur Förderung der Nach-
wuchssicherung in den Unternehmen der Agrar- und Er -
nährungswirtschaft. Im Rahmen der Fachkräfteinitiative
Niedersachsen fördert das Projekt die Transparenz der Bran-
che und dient der Nachwuchssicherung für die Unterneh-
men. „Denn wir suchen händeringend Nachwuchs“, erklärt
Personalleiter Matthias Fortmann den Pädagogen. „Nie-
mand kann sich heutzutage noch etwas unter dem moder-
nen Müllerhandwerk vorstellen, obwohl der Beruf eine gol-
dene Zukunft hat!“ 

Jeder Auszubildende in diesem selten gewordenen Hand-
werkszweig erhalte eine Übernahmegarantie ausgesprochen
und sieht einer „rosigen Zukunft“ entgegen. Unterstützung
gibt es bei diesen Partnerschaften, von denen es mittlerwei-
le 18 in den Landkreisen Cloppenburg, Diepholz und Vechta
zwischen Schulen und Unternehmen gibt, vom Institut
Unternehmen & Schule. Dr. Christoph Merschhemke steht
mit Rat und Tat zur Seite, wenn es darum geht, Jugendliche
in einen Dialog mit den Unternehmen zu führen. „Das ge -
schieht einmal durch die Berufswahlorientierung, zum ande-
ren durch das Thema Nachhaltigkeit, was sowohl Thema im
Unterricht als auch bei den Betrieben ist“, erklärt Mersch -
hemke. Durch Praxisbezüge könnte so die Wirtschaft vor Ort
eingebunden werden, lautet das Prinzip. „Unterricht zum
Ausprobieren ist einfach viel, viel spannender“, bestätigt
auch Schulleiter Kalvelage, der zusammen mit seinen Kolle-
gen die Kooperation in den Klassen 8 und 9 ansiedeln möchte.
Auch Politiklehrer Matthias Lünsmann zeigt sich vom Rund-
gang vor Ort im Betrieb beeindruckt: „Jetzt weiß man, wie es
hier riecht und klingt – das ist Lernen mit allen Sinnen!“ 
Dr. Merschhemke stellt zudem einen Projektplan vor: In den
Fächern Arbeitslehre, Wirtschaft und Technik könne neben
einem Basisworkshop zum Thema „Nachhaltigkeit“ sowohl
ein Vertiefungsbaustein im Bereich Wirtschaft als auch Tech-
nik umgesetzt werden: Beschaffung, Produktion und Absatz

am Beispiel der Firma und Arbeit im Wandel: Technisierung
der Arbeitswelt – so könnten die Unterrichtseinheiten
heißen. 

Die Unternehmensgruppe Heiner Bröring GmbH & Co. KG
blickt mittlerweile auf eine Firmengeschichte bis ins Jahr
1891 zurück und ist nach wie vor als Familienunternehmen
im Bereich Landwirtschaft und Agar tätig. „Rund zwei Millio-
nen Tonnen Futtermittel setzen wir im Jahr um“, erklärt Pro-
duktionsleiter Simon Witte den Lehrerinnen und Lehrern. In
den Sparten Schwein, Rind, Geflügel und Hygienemanage-
ment ist das Unternehmen engagiert, verfügt über neun
Standorte der Mischfutter-Produktion, 13 der Landhandels-
stützpunkte. Über 700 Mitarbeiter bedienen über 5.000
Großkunden. Konkret bietet Bröring Ausbildungsplätze in
den Sparten Industriekaufleute, Groß- und Außenhandel,
Müller, Elektroniker, Informatikkaufleute und Kaufleute im
Speditions- und Logistiksystem an. Schülerinnen und
Schüler seien zudem herzlich eingeladen, Praktika und
Schnuppertage wahrzunehmen. 
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Simon Witte (re.) zeigt den Pädagogen Produktionsabläufe bei der
Firma Bröring.

Oberschul-Lehrer vor Ort: Betriebsbesichtigung der Firma Bröring in Dinklage. 

Unterricht und Unternehmen: 
Oberschule Hand in Hand mit Bröring
Von Jan Röttgers
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Sparen Sie bares Geld
mit unserer Verbandskreditkarte

Gebührenfreie MasterCard Gold
■  Keine Jahresgebühr – dauerhaft
■  Keine Auslandseinsatzgebühr – weltweit
■  Keine Gebühr für Bargeldabhebungen – 1,53% Zinsen p. M. für den

 Zeitraum Abhebung – Rechnungsausgleich
■  Keine Gebühren für Ersatzkarte, Ersatz-PIN und Kartensperrung
■  Jederzeit kündbar – kostenlos
■  Partnerkarten zu den gleichen Konditionen

Inkludierte Reiseversicherungen
für zu mindestens 50% mit der Karte bezahlte Reisen
■  Reiseausfall, Reiserücktritt, Reiserücktransport, Verspätungen
■  Reisekrankenversicherung, Reiseunfallversicherung
■  Reisediebstahlversicherung

Günstige Rabatte
■  Bis zu 39% bei Neuwagenkauf für 34 Marken
■  5% Rückvergütung bei Mietwagen über ein Partner-Mietwagenportal 
■  5% Reisegutschrift über ein Partner-Reisebüro oder Partner-Reiseportal

Sparen auch Sie bares Geld mit unserer Verbandskreditkarte.

Weitere Informationen und Antragsformulare für Sie und Ihre     An  gehörigen erhalten Sie
auf unserer Homepage www.phvn.de.

Immer mehr Mitglieder 
 des Philologenverbandes
 Niedersachsen nutzen für
sich und ihre Angehörigen
 unsere bewährte kostenlose
 Verbandskreditkarte – 
denn die Vorteile sprechen
für sich:
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